
Wie»!'' Pgö Onaehnnflsamt 
I ui J | Hill Ihmil'wX

) UmlniiTt 36

40





Termine

^Z.

Landgericht Hamburg 
Wiedergutmachungskammer

Rückerstattungssache

Berechtigt-

Bevollmächtigte:

Betr. Rückerstattung:

Bevollmächtigte. ide

Wertfestsetzung BL

gegen

Weggelegt 19

Vollmacht Bl.

-Kü ckersfatttmgs' 
pflichtige

Völlig BL

— Auf zubewahren: — bis 19

— dauernd — - .SWS 45 119 M

U U 47 ’W0* k H ) fWuä

WiK ; C ? /195«W



MGAF/C

Thia Form should be completed in triplicate and forwarded to the Zentralamt für Vermögensverwaltung (Britische Zone).
Bad Nenndorf, Land Niedersachsen.

Dieser Vordruck ist in dreifacher Ausfertigung bei dem Zentralamt für Vermögensverwaltung (Britische Zone) Bad Nenndorf, Land Niedersachsen, elnzureichen.

In cases where ,the space provided is insufficient, a supplementary page, Hearing the number of the paragraph and sub-paragraph, 
should be annexed.
Reicht der vorgesehene Raum nicht aus, so ist ein mit der Ziffer des betreffenden Absatzes und Unterabsatzes versehenes Ergänzungsblatt beizufügcii.

CLAIM FOR RESTITUTION OF PROPERTY WHICH HAS BEEN SUBJECT TO TRANSFER IN
ACCORDANCE WITH PARAGRAPH I OF GENERAL ORDER No. 10

Antrag auf Rückerstattung von Vermögen, das unter Artikel I Absatz 1 der allgemeinen Verfügung Nr. 10 fällt.

Location of Property / örtliche Lage des Vermögens

(a) Land .. Hamburg (b) Kreis Hamburg W Gemeinde .......g^Urg

Description of Person making Claim / Personalien des Antragstellers

(a) Surname (in Block Capitols)---- DadSOn
Familienname (in großen Blockbuchstabcn)

{b) Christian Name (s)...  crtl tl'ide 
Votname(n)

(c) Address
Anschrift

,U03 Clive Court.. London .. 2.

(d) Date and Place of Birth.... 
Geburtsdatum und Geburtsort

.Wien*. 23-. (e) National! ty.........
Staatsangehörigkeit

(/)

(ff)

U)

(C)

Employment 
Beruf

Secretary (ff)
Identity Card No........ .W/Ä
Ausweis-Nummer

If not disposaessed owner, state title to make claim ........—.........—.... ......
Angaben über die Antrageberechtigung, falls der Antragatelier nicht der Geschädigte ist.

I. IMMOVABLE PROPERTY I. UNBEWEGLICHES VERMÖGEN

Description. of Property.
Nähere Bezeichnung des Vermögens.

Location of Property 
örtliche Lage des Vermögens

Registration in Grundbuch or other Register 
Eintragung im Grundbuch oder einem anderen .Register

State whether;—
Angaben über Folgendes:

(i) Confiseation was made without payment ?
let auf Grund der Wegnahme Entschädigung geleistet ’

(ii) Sold under duress ?
Fand der Verkauf unter Nötigung statt t

(iü) If the latter, what payment was made 1
Welche Gegenleisiung wurde im letzteren Full gewährt t

Estimated valuo at dato of deprivation.
Geschätzter Wert am Tage der Wegnahme.

Name and present address of person to whorn transfer was made (if known) 
Name und jetzige Anschrift der Person, auf die das Vermögen übergegangen ist- (soweit bekannt)

Name and present address of present owner (if known., and different from (e)). 
Name und jetzige Anschrift des heutigen Eigentümers (soweit bekannt und verschieden von (e))

Any other relevant details 
Sonstige sachdienliche Angaben

W

W

h



II. MOVABLE PROPERTY / BEWEGLICHES VERMÖGEN

W Doscription of p,wperty Kisten ralt ^zugsgut 
Nähere Bezeichnung des Vermögens Inhalt Siehe 

anliegende Liste
Estimated vahie at date of deprivation 
Geschätzter Wert am Tage der Wegnahme

Reicha Mark 3,500.—

(ö) Location of Property 
örtliche Lage des Vermögens

Freihafen Hamburg

(c) Registration (if any)
Etwaige Eintragung in ein öffentliches Buch oder Register

(d) State whether :—
Angaben über Folgendes :

(i) Confiscation was made without payment ?
Ist auf Grund der Wegnahme Entschädigung geleistet ’

(ii) Sold under duress ?
Fand der Verkauf unter Nötigung statt ?

vermutlich. entschaedigungslose Enteignung 
auf Grund der 11. Verordnung zum Reichsbuer- 
gergesetz vom 2£.11.19kl»

(e)

(iii) If the latter, what payment was made?
Welche Gegenleistung wurde im letzteren Fall gewährt ?

Name and present address of person or persona to whom transfer was made (if known) 
Name und jetzige Anschrift der Person(en), auf die das Vermögen übergegangen ist (soweit bekannt)

Freie Stadt Hamburg 
vertreten durch den

Senator der Finanzen als ^reuhaendler ehemaligen Reichsvemoegens. 
Eventuell Reichtsnachfolger des Deutschen Reiches

(/) Name and present address of present owner (if known and different from (e)) 
Name und jetzige Anschrift des heutigen Eigentümers (soweit bekannt und verschieden von (e))

(^) Name and present address of person or persons who may have knowledge of the present whereabouts of property
Name und jetzige Anschrift von Personen, die von dem Verbleib des Vermögens Kenntnis haben können

Spediteur Zdenko Dvorak, Franz
(h) Any other relevant detaih

Sonstige sachdienliche Angaben

Josefs Kai, Wien I« Oesterreich

Es wird äusser dem Rueckzahlungsanspruch auf die dem 
Spediteur fuer Transport fuer England gezahlten 1000R1! geltend gemacht.

NOTE, In the case of a claimant resident outside Germany, give full particulars of the persoil inside Germany to be nominated by him 
to accept Service of legal papers and notices on bis behalf (if no such person is nominated by the claimant an Agent will be appointed 
by the Restitution Authority on bis behalf),
Bemerkung :
Falls der Antragsteller im Ausland, wohnt, genaue Beziehung eines In Deutschland lebenden Vertreters, der ermächtigt Ist, für ihn amtliche Papiere und Mitteilungen 
in Empfang zu nehmen. (Wird vom Antragsteller kein Vertreter benannt, so bestellt die Wiedergutmaehungsbehörde einen solchen.)

Herrn Max Schindler, Kaulbachttrasse 23, Hannover.

I/Wo certify that the abovo atuternont ia true aecording to my/our knowledge and belief. 
Obige Angilben entsprechen nach meinem > unserem besten Wissen und Gewissen den Tatssachen.

Signed .
I’nterschrlft

London 6. Februar 19^°
Date
Datum

?$S(HQ:I5«a7200M/9-48



" Kutmac hungsamt Hamburg 56, den 21.ll.5o 1950

Inhalt der Kisten.

1 Divan

1 dreiteiliger Toilettettsch

1 Stummer Diener

1 ! Sucherkastenx

1 Mahago^r Vitrine , mit Laden eingerichtet 
fuer Silber besteck

1 Mahagony Vitrine

1 Empire Kasten

1 riede meister Schreibtisch mit 2 Laden

Bettzeug, TTeberzuege und Poelster
fuer 2 Betten.

100.—

300.—

200.—

200.—

SOO.—

Soo.—

1,000.—

200»—

Soo.—

RH. 3,S00.—



1 ,

Wiedergutmachungsamt 
beim Landgericht Hamburg

Akt zu-
(Bei allen Eingaben angeben)

Hamburg 36, den 21.11.>o 
Sievekingplatz, B^vilj'uu Lizgebäude 
(Anbau) II, Stoo^ Shumer ?40 
Fernsprecher: 35 1? 51

Betr, s Lb^ - W ie der gut mac h u ngs a ns p röche - den’ - de

1. Die beim Zentralamt für Vermögensverwaltung in Bad Nenndorf 
eingereicbten Anmeldungen der obigen Ansprüche liegen jetzt 
►diesem Wiedergutmachuagsamt vor. Si° werden gebeten,, weitere 
Mitteilungen, die sich, auf diese Ansprüche beziehen, hierher 
zu richten und dabei das oben angegebene Aktenzeichen anzu- 
geben. ।

2. Angesichts der sehr grossen Anzahl von gleichartigen eben­
falls hier vorliegenden Anmeldungen ist das Wiedergutmacbungs­
amt zur Zeit nicht in der Lage, alle Anmeldungen nach Eingang 
aus Bad Nenndorf prompt zu bearbeiten. Es hat sich anfänglich 
damit geholfen, die hier neu eingehenden Anmeldungen unter­
schiedslos zurückzustellen, bis alle früher eingegangenen An­
meldungen in Bearbeitung genommen worden waren. Das Wiedexgut- 
macbungsamt ist dann aber dazu übergegangen, eilbedürftige 8a- 
öhen besonders zu fördern. Nichteilbedürftig sind nun insbe­
sondere die Ansprüche, di* sich auf eine von dem Deutschen 
Reich zu leistende Zahlung richten. Das Hanseatische Oberian- 
desgericht hat nämlich in seinem Bescluss vom 30« August 1950 
(5 W 3/50 u 4/50 = Wik 28/50) u.a. folgendes ausgeführts

1 "Der vom Deutschen Reich zu erstattende Geldbetrag
lässt sich mithin zur Zeit nicht in DMark ermitteln, weil 
die Währungsgesetzgebung dem Deutschen Reich dadurch eine 
Sonderstellung eingeräumt hat, dass sie dieses einerseits 
aller Barmittel entblösste und andererseits hinsichtlich 
seiner Verbindlichkeiten von der Anwendung des Umstellungs­
gesetzes ausschloss. Unter diesen Umständen ist jedoch eine 
Feststellung des öchadensersatzaasprucnes zulässig und ge­
boten (vgl. OLG Frankfurt, RzW 49/50 S. 81) . Diese hat so 
zu erfolgen, dass sie, sobald der Gesetzgeber die Umstel­
lung der Verbindlichkeiten des Deutschen Reiches geregelt 
hat, ohne weiteres als Grundlage für den Erlaß eines Leistungs­
titels dienen kann. Es ist also der Wert des verlorenen 
Gegenstandes in Reichsmark festzusetzen und di» Gchadens- 
ersatzpflicht in Höhe dieses Wertes festzustellen»

Form, R



- 2 -

Wenn diese Lösung, wie nicht zu verkennen ist, km 
Berechtigten z.Zt. wenig zu bieten vermag, so liegt 
dies darin, dass das Deutsche Reich ein zusammenge- 
brochener Schuldner ist, dessen Vermögensverhältnisse 
nach der Aktiv- wie nach der Passivseite noch unüber­
sehbar und ungeregelt sind. Dass unter solchen Um­
ständen ein Vorgehen der Gläubiger nur einheitlich ge- 
regelt werden kann, liegt auf der Hand (vgl. OLG 
Koblenz, RzW 4-9/50 S. 9& ff.)«"

3. Di© in dieser ßach^ vorliegenden Anmeldungen beziehen sich, 
soweit ersichtlich - ausschliesslich - hinsichtlich der folgen­
den - unten auf geführten - Positionen auf Zahlungsansprüche gegen 
das Deutsche Reich. Das Wiedergutmachungsamt hat die Bearbeitung 
dieser Ansprüche zurückgestollt. Sowie die Möglichkeiten für die 
Verfolgung der Ansprüche sich verbessern sollten od^r sobald 
eilbedürftige Anträge nicht mehr vorliogen, wird von Amts wegen 
das Erforderliche veranlasst werden. Die Bearbeitung Ihrer son­
stigen Ansprüche erleidet durch diese Zurückstellung selbstver­
ständlich keine Verzögerung,

Av$pr,.Cc,"ügt am 21.11.>oLa
G*l- 2n / /
Abgesandt an 2 4. NoV. 1950

, ' . 7

Form. R



a b o c 1 - A vw ■ 0 • - ■

Zdenko Dworak, ien

Zentral©J I • Prana Josefs ‘-ai i|>.

,. Jänner, '!>>’'

ilrs. Jetrude Dawson, 
4^3 Clive GOurt, 
kaida Vale
L O n Q JX-H, II. J. 9

Antwortlich Ihres w. schreibens vom 2>. v. los. t de 
l^res Ratgebers irrrig.

X h habe auftragsgemasss das Gut verpacn^, ^oi-vO -in L 
"■anburg zur /eitetVerschiffung nach. London geschickt.

.■eil durch den inzwischen erfolgten Ax'iegsausbruch s„ne fe^^erver- 
Jr^ohtaxig von Hamburg nach London nicht melir moeglich war und derilzui'o^e aas 
Gut iia ^ollfreihafen ;lariburg eingelagert werden mus te, so ist a..oh äusser 
Lagerung entstanden, die bekanntlich zu Lasten des Gutes geht und die eurch di 
Jahrelange Lagerung bei weitem die Seefracht i:amburg-Lon.don ueberstie gen hat.

(5
 (i

Es traben demnach nicht Sie eine Portierung an mich, sonuern 
ich an °ie.

ichaüensersats fuer Krie gsschaeden wurden Vvm Oesterrelchischen 
Staate bisher nicht geleistet, ich bin selbst auch ein. Kauptleidtragenaei’ ----- 
besteht queh gar keine Aussicht, dass ein solcher geleistet wird.

Dies zur geil, "enntnisnaiime

Hocachtungsv oll

Zdenko Dworak



OberSinanzdirektion Hamburg

0 5210 - D 88 - V 115 d 
ö dieses GcschStts^idien, den Tag und

Gegenstand dieses Schreibens in der Antwort anru^eben

@ Hamburg 11, 28.August 1951
Rödingsrnarkt 55 / Fernsprecher 34 10 04

*
An das >
Wiedergatmachungsamt 
beim Landgericht Hamburg 
Hamb arg

5- $££1951
' A - >

—— A^Jajaa " x

Betr.:

Bezug
Ani.

Rückerstattungssache Gertrude Dawson, London V 9, 
vertreten durch: United Restitution Office, Hannover, 
Kauibachstraße 25
dort.Sehreiben vom 11.7.1951 Az. I Z 414o - 1 -
- 2 -

Zu dem Antrag gemäß Bezugschreiben wird wie folgt
Stellung genommen:

Es liegen hier keine Unterlagen dafür vor, daß 
Umzugsgut der Gertrude Dawson im Werte von RA 5«5oo,— ** 
entzogen worden ist. Auch in den noch vorhandenen Listen 
der Versteigerer ist über einen Versteigerungserlös nichts 
festzustellen.

Ohne näheren Nachweis darüber, wo, wann und durch 
wen die Vermögens gegenstände entzogen und versteigert worden 
sind bezw. wo das Umzugsgut gelagert hat, vermag ich zu dem 
Antrag keine abschließende Stellung zu nehmen. Der Antrag­
stellerin wäre die Beibringung dieser Angaben zur Auflage 
zu machen.

Ich bitte vorsorglich um Zurückweisung des Antrages 
Wegen der Transportkosten ist ein Anspruch nach

^8 (m

der angerecht- 
um Zurückweisungfertigten Entziehung 

des Antrages.
Im Auftrag 

gez. Rebeling

fehlt. Insoweit bitte ich
dem REG- nicht gegeben, da es an dem Tatbestand

AG

mit...



..........

(Br, .7. Blumberg}

liehen Vertreter r vertretungsberechtigten Mitinhaber

j d. zur /Knnahint bereit war, übergeben d. zur Annahme bereit war, übergeben

, den

5. Verweigerte Annahme.
(kommt nur :n den Fällen 1( 

2 und 3 in Betracht),

Hannove»

Unterschrift;

in derVoteiung_________________________________
nicht atiuetroften habe, auch die Zustellung an einen 
zur barpilie gehörenden erwachsenen Hausgenossen 
oa, an.eine in der Familie dienende erwachsene Person 
nichxausführbar war, dem in demselben Hause wob« 
nep len — Hauswirt — Vermieter - nämlich d.

) Da die Annahme de^Briefes verweigert wurde — 

 

am Orte der ZustelhmgXjurijckgelassen.

Den Tag der Zustellung habe ich auf dem Un^thlage ,d$s gestellten Briefes vermerkt.

An das
nie dergu w aachungsamt 
beim Manager icht^Hamburg
H a m b u r g 3q _

Betr.: Rueokerstattungssache Dawson

habe i den Brief

uch die 
rach« 

die» 
dem

Vermieter.

AG Vordr. 150 ZF EO7O8

Absender;
VcrieihingssteHe des Land, 

un&\iesVAmtsgenchts Hamburg „ -, j 
beim ”

Hamburg 36
Aktenzeichen: l/Z 4140

Hierbei »»

d Restitution Office 
Hannover, Kaulbachstraßs 23

Telefon 5 62 56

An das
United Restitutio

Office
Hannover 
KauIKachstr

Please quote o u 
Bitte unser Aktenzei

Das Gut wurde verpackt, zollbehandelt und, nach Hamburg zur Weiterver’schif- 
fung nach. London geschickt. Bs wurde ira kollf reihafcn Hamburg eingelagert, 
und°seither fehlt jede Nachricht.
Hs gibt fuer das Verschwinden des Umzugsgats keine andere l?rklaerung,als 
dass es eingezogen worden ist, entweder auf Grund der 11. VO. zum DBG oder 
auf Grund anderer Verfuegungen der- Behoerden des dritten Reichs.

selbst in derWohnung nicht angetroffen ha 
Zustellung an einen zur Familie gehörende 
senen Hausgenossen oder an eine in der Fr 
nende erwachsene Person nicht ausführbar 
in demselben Hause wohnenden — Ha 
Vermieter, 
nämlich d. ____



Absender:
Ycrtcilungsstellc des Land« 

unä‘des''Amtsgerichts Hambu^j nj

««ßbmg 3g
Aktenzeichen: l/Z 4140

An das
United Restitution Office 

i
Hannover

Hierbei ein Vordruck tur Zusteliungsurkunde. a»r_

l//Z 414o

22. Okt. 1951 
Ja.

1,) Schreiben
An das
United Restitution

vfg

Office
$3.10-

Hannover 
Käulbachstr. 25.
Bptr s ^ückerstattungssache Lawson, ' 

Dort. Schreiben vom 18.10.195*-

Aus Ihrer Stellungnahme geht keine schlüssige Begründung des 
feckerstattungsanSpruches hervor. Selbst wenn das Umzugsgut_ 
im Freihafen eingelagert worden sein sollte, so ist uann kein 
nSrkP—tattungsansoiuch gegeben, wenn keinerlei Unterlagen über dessen Ve^SfgeruSg verlegen. Da mit hoher Wahrscheinlichkeit 
angenommen werden muss, dass dieses Umzugsgut, wie in einer 
Vielzahl von Fällen, durch Kriegsschaden vernichtet worden ist, 
unterliegt ein Schadensersatzanspruch nicht dem Gesetz Nr. 59. 
Sie müssen daher gemäss Art. 54 Abs. II REG auf gefordert werden 
binnen 3 Wochen schlüssige Behauptungen vorzutragen, die ein 
Verfahren nach dem Gesetz Nr. 59 rechtfertigen.

I •
2.) Frist 5 ochen

(DrÜLÖf fei’s) 
Assessor.

Vermieter. __________- _________\________  
selbst in der Wohnung nicht angetroffen habt, auch die 
Zustellung an einen zur Familie gehörenden., erwach, 
senen Hausgenossen oder an eine in der laXlie die. 
nende erwachsene Person nicht ausführbar kV Jem 
in demselben Hause wohnenden — HauswSn — 
Vermieter.
nämlich d.

ucneti Vertreter /vertretungsberechtigten Mi rin ha bet

in der Wohnung__ __ _____ ______
nicht an rotten habe, auch die Zustellung ad einet) 
zur barwilie gehörenden erwachsenen Hausgenossen 
od. an/Mne in der bamihe dienende erwachsene Person 
nichf ausführbar war, dem in demselben Hause wob» 
nenden Hauswirt — Vermieter - nämlich d.

stii Annahmt bereit war, übergeben

5. Verweigerte Annahme.
(kommt nur den Pallen l, 

2 und 5 in betracht).

___i_________
Da die Annahme de^Bnefes verweigert wurde — 

 

am Orte der Zustellung\urückgelassen.

Ai. zur Annahme bereit war. übergeben

habe t den Brief

Den Tag der Zustellung habe ich auf dem Umschläge d

AG Vordr. 180 ZP EO7O8

Bannove*. 
KWeM

Unterschrift:

, den
gestellten Briefes vermerkt.



- I/Z 414o -

B e s c h 1 u s s

In der Rackerstattungsgache

United Restitution Office
Hannover, Kauibachstraße 23

Telefon 562 56

uk/DA
An das
Wieäe£gutjnachung@amt 
"beim anägericht 
H & mTb u r g

Betr»; i-3-Sache Gertrude Dawson ./. Deutsches Reich.

Das Umzugsgut wurde durch den Spediteur Dworak in dien nach Hamburg versandt und 
liat dort im Freihafen gelagert. Dies steht Rest. Seitdem fefelt jede Spur von dem 
Umzugsgut.
Es 'wurde damals deshalb nicht sofort wieterbef  oer dex"'t, weil es durch behoerdliche 
^assnaxunen auf gehalten wurde, Selbst wenn es hinterher durch Kriegseinwirkung 
vernichtet worüe® sein sollte,was nach unserer Ansicht die Gegenseite beweisen 
muesste,so wuerde bereits darin eine jntziehungsmassnahme zu erblicken sain 
dass die sofox-tige Absendung des Umzugsgutes verhindert worden ist.

V/ir bitten,die üache zur Entscheidung an die Kammer zu verweisen.

1 z NOV1951 
a® n (Dr .W.bluiiiberg)

Die jüdische Antragstellerin hat in der mass gebenden heit einige 
Kisten mit Umzugs gut durch einen Spediteur in Wien nach Hamburg 
geschickt zwecks Versendung in das husland. Die Kisten sind in 
Hamburg an gekommen. Es ist unbekannt, welches dchi.cksal sie gehabt 
haben. Jedenfalls sind sie in England nicht angekommen. Kür Fracht­
kosten hat die Antragsteller in RM l.ooo.— bezahlt.

Die Antragstellerin ist der Ansicht, aus der Tatsache, dass die 
Kisten nach Hamburg gekommen und in England nicht angekommen sind, 
gehe hervor, dass das Deutsche Reich die Kisten mit Umzugsgut ent­
zogen hat und daher gemäss Artikel 26 Absatz 2 REG schadensersatz­
pflichtig ist. Sie ist ferner der Ansicht, dass das Deutsche Reich 
ihr die Kosten für den Transport ersetzen muss, da diese umsonst 
bezahlt worden sind,

b. w.



Hamburg, d. 27, November 1951
- I/Z 4-14o -

Beschluss

r* ■ v

In der Rückerstattungssache

-Gertrude Daws o n ,
4o3 Clive Court, Maida Vale, London <7 9,

- An trägst eil er in

vertreten durch United Rest itution Office, 
Hannover, Kaulbachstrasse 23 - UK/D/4 - 

das Deutsche Keich, .
gesetzlich vertreten durch die Hansestadt Hamburg -

•Kinanzbehörde - Hamburg,
diese vertreten durch die Oberfinanzdixektion Hamburg, 
Hamburg 11, Rödingsmarkt 83, (Az.; O521O-D 85-V 115 d) ■Antrags gegnex

beschliesst das Wiedergutmachungsamt beim Landgericht Hamburg 
durch den Oberregierungsrat Assc’henfeldt ;

JHH1

Bex Beschluss ergi^ gebührenfrei

n d e sG r ü

die

Sie ist ferner der Ansicht, dass das Deutsche Reich
da diese umsonst

b ,w

Die jüdisch© Antragstellerin hat in der massgebenden Zeit einige 
Kisten mit Umzugs gut durch einen Spediteur in Wien nach Hamburg

pflichtig ist. 
ihr die Kosten 
bezahlt worden

in 
gehabt 
Kracht-

für uen Transport ersetzen muss 
sind.

Die Antragstellerin ist der Ansicht, aus der Tatsache, dass

geschickt zwecks Versendung in das Ausland. Die Kisten sind 
Hamburg an gekommen, Es ist unbekannt, welches Schicksal sie 
haben. Jedenfalls sind sie in England nicht angekommen, für 
kosten hat die Antragsteller in RM l.ooo.— bezahlt.

Kisten nach Hamburg gekommen und in England nicht angekommen sind, 
gehe hervor, dass das Deutsche Reich die Kisten mit Umzugs gut ent- 
zogen hat und daher gemäss Artikel 26 Absatz 2 REG Schadensersatz“

Entziehung von Umzugs gut und. für die
Zahlung von Transportkosten ii< p-»<<

— wird zurück gewiesen.

Der Antrag auf Entschädigung fix die



Die Ansprüche der Antrags tellerin sind dem Antrags egner zt.ge- 
stellt worden. Dieser hat der Rückerstattung widersprech n.

Die Anträge sind nicht schlüssig begründet und waren r 
Artikel 54 Absatz 2 REG zurückzuweisen.

Das Gesetz Nr.59 der Militärregierung kennt eine v
nur in den Fällen, in denen der Verpflichtete ei 
entzogen, d.h. eine eigentümerähnliche Stellan: 
später schuldhaft seinen Untergang verursacht hat. ' le Tat­
sachen, welche uen Rückerstattungstatbestand em t , st
der Berechtigte beweispglichtig. Dieser Beweis ix i c t
schon dadurch erbracht, dass dfq Ankunft v .n Utn ", / -
bürg feststeht. Das wäre nur der Fall, wenn alles jLhl , n u zugs- 
gut, das in der'damaligen Zeit nach Hamburg gekom, |
nahmt und versteigert worden wäre. Dem </i edergutm^c. u. -^.t xs 
jedoqh aus vielen .Fällen bekannt, dass Umzugs^ut i.........karger 
Freihafen durch Bombeneinwirkung vernichtet worden ist. In eiaea I 
solchen Falle aber läge weder eine Entziehung noc ... *M|
Verursachung eines Unterganges des Gegenstandes vor.

Der Anspruch auf Entschädigung für die umsonst gezahlten ... - 
kosten ist ebenfalls nicht schlüssig begründet nach Gesetz 
Ur .59 der Militärregierung,,da diese Transportkosten von dem «a- 
tragsgegner nicht beschlagnahmt und eingezogen worden sind, äuc. 
hier hat der Antrags seiner niemals eine eigentümerahnlic .e 3telL_.; 
eingenommen. Es handelt sich auch insoweit um einen Anspruch, der 
vielleicht nach einem späteren Entschädigungsgeset- befxicu_/t 
werden kann.

Ansprüche der Antragstellerin auf Grund anderer zukünftiger lot- 
schädigungsgesetze werden durch diesen Beschluss nicht berührt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Artikel 63 des Riemerstatt 
g es etz es .

Rechtsmi tu elbelehr ung:

Gegen diesen Beschlu^^kann jeder Beteiligte Tannen 1 Monat, 
Wohnsitz im Ausland binnen 5 Monaten, die Entscheidung der .de- 
dergutmachungskammer durch Einspruch bei dem i.'i edergutmachu. ;s j-t 
anrufen. Die Frust beginnt mit der Zustellung der anzu: echxe:De„ 
Entscheidung.

Vf g. <
Ausl.3.Beschl.senden an/s

a) URO 
b) ODD

Ä. MVtT, 
2 8.115t



United Restriktion Office 
Hannover, Kauibachstraße 23 

Telefoo 56256

uk/dA
An das
Wi e der gut mac hungs omt
■beim Landgericht
H a mb u r g 
H -'h— n -’O- j V* -'e -
Sievekingplata 1

'In der Rueckerstattungssache Dawson ./. Deutsches Reich ich na­
mens der Antragstellerin Gertrud Dawson gegen den Beschluds des 'gedergut- 
machungsamtca vorn 27,11 zugesteilt am JOji 1 .>1,

ir : ^Einspruch
. V /V 1-1 ' • .' . »exn» Yy ., !»

Es steht unstreitig fest, dass das Umzugsgut der Antragstellerin nach 
Hamburg gelangt ist. Da das Umzugsgut bereits Anfang auä’ust 1>p9 nach Ham­
burg verschickt wurde, kana$«empaeteste ns Anfang ^tember 191? in Hamburg 
angekommen sein, 

g.J,..n • ■•- • " i —
Es steht ferner fest, dass das Umzugsgut nicht in aie Haende der _h- 

tragstellerin gelangt ist.

Euer das Verschwinden des Umzugsgutes gibt es keine andere Erklaerung, 
als dass dasselbe von den Behoerden des Dritten Reiches aufgehalten, be­
schlagnahmt und versteigert worden ist,

V
Nach unserer Ansicht ist die Beweis last erkannt» ^er Antragstellerin kann 

unter den gegebenen Umstaenden nicht zugemutet werden nachzuweisen, was mit 
ihrem Umzugsgut geschehen ist. Vielmehr muesste die Oberfi ns. nz direkt ion bewei­
sen, dass gerade dieses Umzugsgut nicht beschlagnahmt und versteigert wurde.

Es ist bekannt, dass die Akten der OberfinanzdirektIon unvollstaendig 
sind. Moeglicherweise befanden sich Vorgaenge, die ueber das Schicksal des 
Umzugsgutes etwas enthalten, in den verloren gegangenen Akten.

Die Antragsteilerin, welche ihre ganze Familie und iiir ganzes Verwe­
gen durch die Verfolgungen verloren hat, empfindet es als eine grosse Unge­
rechtigkeit, dass nicht einmal der Anspruch wegen ilires Urjl2,Ugsgutes aner­
kannt wird, indem ihr ein Beweis aufgebuerdet ist, den sie naturgemaess 
nicht erbringen kann.

Der
Wiedergutmaciiungskammer I ( Dc. Blumberg)

zur Entscheidung über den Einspruch 
vorgelegt.
2.2.52 Wiedergutmachungsamt 

beim Landg t>Hambur

at



1. wiede rgutmachungskumjae r.

B e b c h 1 u 13 .

In der Bückerstattungssacne
Gertrude D a w s o n ,
403 Clive Court, Uaida Vale, London n 3,

G^xxorxii;

-vprtrpten durch United Restitution Office, 
Hannover, Kaulbuchstrufe 23 - UK/D/4 -
gegen

an:

an

Kontr.

das Deutsche Reich, 
gesetzlich vertreten durch die Ilans es tadt 
Hamburg - Mnanzbehörde ~ Hamburg,
diese vertreten durch cis 0 jerfin^nz -iiemtion 
Hamburg, Hamburg 11, Hodingsmarbt 83,
- 0 5210 - D 88 - V 115 d -

nn ü m s g e gne s,

hat das Landgericht Hamburg, 1. tfiedergutmachungs- 
kammer, hach mündlicher Verhandlung, 
durch folgende Richter:

1 .) Landgerichtsdirekter Dr. Joost, 
2») Landgerichtsrat Dr, ..axmbrunn, 
3.) Assessor Dr, Schmidt-Eitntsch

am 4» April 1352 beschlossen:

Lex1 Einspruch der Antragstellerin gegen
den Beschluß des Wiedergutmachungsantes Hamburg 
vom 27« Kovember 1951 v/ird zurückgewiesen»

Die Entscheidung ergeht gebührenfrei.
Außergerichtliche Kosten werden nicht erstattet.

G runde :

Die Antragstellerin, die jüuische Mitbürgerin ge­
wesen ist, versandte Anfang August 1939 einige Kisten mit

Umzu^sgut
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Umzugs gut durch einen Spediteur in Wien, ihrem dua ii_en 
Wohnsitz, nach Hamburg zur joitexverschiffung ins aus­
länd. Nach ihrem eigenen Vortrag sollen die Kisten hier 
Ende jAgust 1939 angekommen sein. Die Antragstellerin 
ist noch vor*Kriegsausbruch nach England aus; ev:an?eft, 
hat ihre Sachen jedoch nicht mehr erhalten,

«Sie hat frist- und fomgerecht bei wen - 
digen Stellen VHedergutmachungsanspiuche angemeldet aex- 
gestalt, daß sie Ersatz des Wie derbe sc ixafiungswertes .er 
verlorenen Sachen in Höhe von 3.500,-- 1>L zuzüglich 
1.000,— BL Ersatz für Transportkosten des Gutes von .den 
nach Hamburg verlangt, da dieser Transport völlig 
feem» gewesen,ihr also auch insoweit ein Schaden ernsten- 
den sei. die behauptet, das Umzugsgut sei durch die da­
maligen deutschen Behörden beschlagnahmt noraen und halt 
daher den Antragsgegner für erstattungspflichtig. Sie 
ist der Ansicht, eHre letzterertrage aie Beweislast lahm, 
daß das Gut auf andere Weis© als durch pesetn 
verloren gegangen sei. Sie berufe sich auf aic Vermutun­
gen der Vorschriften Artikel 5, 1 des HEG.

Das, V/iedergutmachungsamt hat den ^n.iu, dureh 
den angefochtenen Beschluß zurückgewiesen, Tsr Antrag sei 
nicht schlüssig begründet. Die Antragstellerin sei für 
die den Jiückerstattungstatbestand begründenden Tatsachen, 
#• eine beweispflichtig, dieser
Bevzeis sei aber nicht erbracht^ da gericatsberanirü sei, 
daß von dem im Hamburger Hafen bei Kriegsausbruch la­
gernden Auswanderergut durch Heindeinairkun^ zahlreiches 
Gut (etwa ein Viertel) vernichtet worden sei. nui' weitere 
Einzelheiten aes Beschlusses wird Bezug genommen.

Gegen diesen Beschluß hat aie Antragstellerin 
frist- und fomgerecht Einspruch eingelegt. Bei' Eins^racli 
ist zulässig, aber nicht begründet.

nie Kammer schließt sich den Gründen des an­
gefochtenen Beschlusses an. Eine Vermutung für eine Ent­
ziehung aus den Gründen des Artikels 1 HEG besteht nur

dam,
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dann, wenn dex* EigentumsVerlust in uer- man,ic blichen Zeit 
durch Rechtsgeschäft erfolgte/ Artikel 5 jluj een tc.t- 
sächlichen Verhältnissen, wie sie zur mutmaßlichen Zeit dec 
EigentumsVerlustes bestunden haben, ei' ibt .eich aber, 
die Entsicliungsvermutung de^ Artikels 5 1311 niomt 
Denn es ist gerichtobekannt, daß ein xiic^t lieber
des zur Leit des Kriegsausbruchs im Hamburger xi^lcn ein^c- 
lagerten lutes durch die schon sehr frühzeitig auf aamcurg 
durchgeführten Luftangriffe vernichtet werden ist. Em --z- 
tmnsport aus dem Hafen war damals übeihau. t *11 c .z uö>cöz. 

Es hätte- deshalb der Darlegung näherer Umstände durch. nc 
Antragstellerin bedurft, aus denen sich ergab, A-ß ..re -3- 
genstände nicht durch Kriegsereignisce veinicntet v/craex. 
sind, bevor zu ihren Gunsten die Entzieh’angsvex'm.Uvxmg s^vr- 
tert werden kann. Davon geht zutreffend auch der angefcCxLtene 
Beschluß aus.

Die Antragstellerin verlangt Schadensersatz. Ern 
solcher ist weder füi* das verlorene Umzugsgut nocn dze 
vergeblich gezalilten Versendungsspesen von i7ien nach -—mm g 
gegeben. Das Gesetz Hr. 59 regelt derartige Ansprache nicht. 
Die darin liegende Karte wird möglicherweise durch Enz- 
fichäligungsgesetz ausgeglichen werden. \

Die Kostenentscheidung beruht auf Artikel o5 -Hu.



United Restitution Office
i Hannover, Kauibachstraße 23

Telefon 50256

UK/D/4
Pteaie quoie our ref 
^•*c • bi -nxclchefl

An die '
1. Wiedergutmachungskammer *k 5.' - 
beim Landgericht

Dr.B/Z

Hamburg Zu: 1 WiK 79/1952
1 Z ilWShTiu .U 

irioiaeseebrfJBlisa'C nedoaxd-poensH lasö 
In der Rückers tat^w^etirehe . C -

v s o n , 4o5 Clive Court, Ma ida-J-V§r±e-y—London 
. tbnsaisdü gnjjbxedoednü; nxfs

\d'^stitutXßn pffice, Hannover

e ii

das 1 e u t s c w. 8 h
gesetzlich vertreten durch die Hansestadt Hamburg -Finanz­
behörde, Hamburg, diese Vertreten durch die Oberfinanz­
direktion Hamburg, Hamburg 11, Rödingsmarkt 85,
-0 5210 - D 88 Vei\ Antrag s g e gner.,

trägstehierin legen wir gegen den Beschluss 
der Wie dergutmachungs käme r in Hamburg vom 4. April 1952 
—zugestellt am 16, Mai 1952—

goforti.se Beschwerde

ein.

Für die Begründung der Beschwerde bitten wir uns eine
Frist bis zum 51» Oktober 1952 zu gewähren, weil noch _ewisse 
Ermittlungen im Gange sind, die vorher nicht abgeschlossen 
sein werden.

Ab an United Kestitution Office



UK/D/4 Koulbachstr. 23 • Telsfon: 502^nuvei-dSMW 
Telegramm-Adresse: Uroclaims

An das
Hanseatische Oberlandesgericht
5. Zivilsenat
Hamburg*

C.ortrnflp D a w S o n

Zu; 5 Wi-3 321/52
1 WiK 79/52

In der Rückerstattungssache

Oberfinanzdirektion Hamburg
- D 88 BV 43 -___________

An das
Hanseatische Oberlandesgericht 
- 5. Zivilsenat-

Hamburg 36

In der

2 c a 5*

das Deutsche Reich

Hamburg 13, den 31.Oktober 1950
Postanschrift: Hartungstr. 5
Büro: Wiedergutmachung
Magdalenenstr. 64 a
Tel.: 34 10 04

(3~fach) 4

Rückerstattungssach
Az.: 5 WiS 321/52

1 WiJ 
Gertrude Dawson 

Bevollmächtigter: United Restitution Office, Hannover
/ t »r? • , Antragsteller,

gegen
das Deutsche Reich,
gesetzlich vertreten durch die Freie und Hansestadt Hamburg - 
Finanzbehörde diese vertreten durch die Oberfinanzdirektion 
Hamburg,

Antragsgegner,
bin ich mit Rücksicht auf die zu erwartende gesetzliche Regelun 
der hier streitigen Frage damit einverst 'den, daß einstweilen 
von einer Entscheidung abgesehen wird

I.A

nert)

Ansicht wird vielmehr bis zum Nachweis des uegenvenxa auiuu— 
den Antragsgegner als feststehend anzusehen sein, daß dieses 
Umzugsgut keine andere Behandlung erfahren hat, als sonstiges 
jüdisches Umzugsgut, d.h. daß es beschlagnahmt worden ist. 
Damit steht aber bereits die Entziehung fest, weil die 
Antragstellerin vom Zeitpunkt der Beschlagnahme an keine 
Verfügungsgewalt über das Umzugsgut mehr hatte.



United Restitution Office

Zu; 5 WiS 521/52
1 WiK 79/52

der
Gertrude^ D a w

führen wir zur

Hannover-Kleefeld
UK/D/4 Kaulbachstr. 23 • Telefon: SOf&pnover, den 26. August 195*

Telegramm-Adresse: Uroclaims

An das
Hanseatische Oberlandesgericht 
5* Zivilsenat
Hamburg *

A 
ar;

Rückerstattungssache
das Deutsche Reichs o n

B e gründung

der Beschwerde vom 11.8.1952 folgendes an:

1) Es steht fest, daß das Umzugsgut bereits Anfang August 1959 
von Wien nach Hamburg abgegangen ist.

Da damals noch kein Krieg sondern normale Transport- 
Verhältnisse herrschten, ist mir Sicherheit anzunehmen, daß 
das Umzugsgut etwa 1o Tage später, d.h. Mitte August 1939 
in Hamburg eingetroffen ist und nicht erst Ende August.

Es dürfte gerichtsbekannt sein und braucht daher von 
der Antragstellerin nicht besonders bewiesen zu werden, 
daß jüdisches Umzugsgut von den Behörden des 3.Reiches all­
gemein angehalten und beschlagnahmt worden ist. Bei dieser 
Sachlage müßte der Antragsgegner beweisen, daß in dem vor­
liegenden Fall eine Ausnahme vorliegt.

Mit Rücksicht auf die Beweisnot, in der sich die Antrag- 
stellerin befindet^ (vgl. Art. 41 REG), darf die Antrag­
stellerin nicht darunter leiden, daß sich in den Händen der 
Oberfinanzdirektion keine Unterlagen, die dieses Umzugsgut 
betreffen, befinden, zumal unstreitig ein großer Teil der 
Akten der Finanzbehörde verloren gegangen ist. Mach unserer 
Ansicht wird vielmehr bis zum Nachweis des Gegenteils durch 
den Antragsgegner als feststehend anzusehen sein, daß dieses 
Umzugsgut keine andere Behandlung erfahren hat, als sonstiges 
jüdisches Umzugsgut, d.h. daß es beschlagnahmt worden ist. 
Damit steht aber bereits die Entziehung fest, weil die 
Antragstellerin vom Zeitpunkt der Beschlagnahme an keine 
Verfügungsgewalt über das Umzugsgut mehr hatte.

2)



2) Die V/iedergutmachungskammer beruft sich in dem ange­
fochtenen Beschluss darauf, daß etwa 1/4 des in Hamburg 
gelagerten Gutes durch feindliche Einwirkung vernichtet 
wurde» Dies bedeutet, daß 5/4 des Umzugsguts durch die 
Behörden verwertet worden ist»

Es dürfte dem Gericht aus vielen anderen Rücke rstatturgs 
verfahren und insbesondere aus Auskünften, die die 
Hamburger Hafen- und Lagerhaus Gesellschaft erteilt hat, 
bekannt sein, daß sämtliches Jüdisches Umzugsgut ver­
steigert worden ist, mit Ausnahme des etwa 1/4, welches 
durch Kriegseinwirkung vernichtet worden ist»

Bei dieser Sachslage ist also die Wahrscheinlichkeit, 
daß das Umzugsgut der Antragstellerin zu den 7^7° gehörte, 
welche versteigert worden sind, als zu den 25.’, welche 
durch Kriegseinwirkung untergegangen sind.

Wir sind daher der Ansicht, daß die Wiedergut­
mac hungskammer in dem angefochtenen Beschluss die Beweis­
last verkannt hat. Es ist nicht Aufgabe der «ntragstellerin, 
zu beweisen, daß ihr Umzugsgut nicht vernichtet worden 
ist. Vielmehr müßte das Deutsche Reich sich durch den 
Bachweis entlasten, daß gerade das Umzugsgut der nntrag- 
stellerin nicht verwertet sondern ohne Verschulden des 
Reichs untergegangen ist»

Wir beantragen,
den angefochtenen Beschluss aufzuheben 
und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an die Wieder­
gutmachung skämmer zurückzuverweisen.



«HANSEATISCHES OBERLANDES GERICHT
5. Zivilsenat

5 WiS 321/52
1 WiK 79/52 Beschluß

In der Wiedergutmachungssache

Gertrude Dawson,
4OJ Clive Court, Maida Vale, 
London V/. 9,

Bevollmächtigter: United Restitution Office, 
Hannover, Kauibachstraße 23 - UK/d/4 -,

Antragstellerin,

gegen

das Deutsche Reich, 
gesetzlich vertreten durch die Hansestadt 
Hamburg - Finanzbehörde -
Hamburg, diese vertreten durch die Ober­
finanzdirektion Hamburg,
Hamburg 11, Rödingsmarkt 83,
- 0 5210 - D 88 - V 115 d - ,

Antragsgegner,

hat das Hanseatische Oberlandesgericht zu Hamburg, 
5. Zivilsenat, in seiner Sitzung vom 20. Oktober 1954 
unter Mitwirkung folgender Richter:

1. des Oberlandesgerichtsrats Dr. Krcnig als Vor--’
2. des Oberlandesgerichtsrats Dr. Schierholt,
3. des Oberlandesgerichtsrats Dr. Unglaube

beschlossen;

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen 
den Beschluß des Landgerichts Hamburg, Wiedergut- 
machungskammer 1, vom 4. April 1952 wird als unbe­
gründet zurückgewiesen.
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In der Beschwerdeinstanz werden gerichtliche Kosten • 
nicht erhoben, außergerichtliche nicht erstattet.

Gründe.

Die im Sinne der NS - Rassegesetzgebung jüdische tntrrg- 
stellerin hat .Anfang August 1959 einige Kisten mit Umzugs- 
gut durch einen Spediteur in Wien nach Hamburg zur Weiter- v- 
verschiffung ins Ausland versandt. Sie trägt vor, daß die 
Kisten Ende August 1959 in Hamburg angekommen seien, über 
das weitere Schicksal dieser Kisten ist nichts bekannt ge­
worden. Die auf diesen Sachverhalt gestützten Rückerstattung,?- 
ansprüche der Antragstellerin hat das Wiedergutmachungsamt 0 

durch einen Beschluß vom 27. November 1951 zurückgewiesen. 
Her Einspruch der Antragstellerin gegen diese Entscheidung 
wurde durch Beschluß des Landgerichts', Wiedergutmachungskam- 
mer 1, vom 4. April 1952 zurückgewiesen. Gegen die letztere 
Entscheidung hat die Antragstellerin zulässigerweise, insbe­
sondere fristgerecht, sofortige Beschwerde eingelegt.

Diese Beschwerde mußte als unbegründet zurückgewiesen 
werden. Die Entscheidungen des Wiedergutmachungsamtes und 
der Wiedergutmachungskammer beruhen darauf, daß im vorliegen­
den Falle nicht aufzuklären ist, ob die Umzugsgüter der 
Antragstellerin in Hamburg in die Verfügungsgewalt der Be­
hörden des ehemaligen'Deutschen Reiches gelangt sind. "Genn 
auch das Wiedergutmachungsamt auf ^rund dieses Sachverhalts 

nicht befugt war, den Anspruch als unschlüssig zurückzuwei­
sen, so tragen die Feststellungen des angefochtenen Be­
schlusses jedenfalls die Entscheidung des Landgerichts. Durch 
diese Entscheidung wird auch Art. 41 REG nicht verletzt. 
Daß die Antragstellerin sich in großer Beweisnot befindet, 
ist nicht zu verkennen. Diese Beweisnot kann aber, wie der 
Senat wiederholt ausgesprochen hat, nicht dazu führen, daß 
man hinsichtlich aller nach Hamburg gelangten jüdischen Um­
zugsgüter vermutet, daß diese Güter durch die Behörden des 
ehemaligen Deutschen Reiches beschlagnahmt worden sind. Da- .

- 5 -
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her kann der Antragstellerin im Wege der Rückerstattung kein 
Ersatz für ihr verloren gegangenes Umzugsgut gewährt werden.

Pa nach Auffassung des Senats die Voraussetzungen des § 7
S. 1 der 2. Verordnung zur Ausführung des Gesetzes Nr. 59 
nicht vorliegen, war hinsichtlich der Kosten, wie geschehen, zu 
etnscheiden.



Oberfinanzdirektion Hamburg 
D 88 - BV 413

Hamburg 13, den 3♦November 1954
Postanschrift: Hartungstr.5
Büro Wiedergu.tmaoh.ungs
Hamburg 13, Magdalenenstr«640
Tel.: 36 11 91

kn das
Hanseatische über lande sgericht 

- 5,Zivilsenat -
Hamburg 36
Sievekingplatz

(dre if ach)

Xn der Rückerstattangssache
- 5 WiS_321/52 -

1 WiK 79/52
_ . , „ / a Deutsches KeichGertrud Daws 0 n ././ (OFD Hamburg) 
// Wo. 4 NOV. 1954 / .

wird mitgeteilt, daß gelegentlich von Ermittlungen in 
einer anderen Rückerstattungssache die Abwesenheits- 
Bf legschaf tsakte des Amtsgerichts Hamburg, Abt.llo 
- As.: llo VIII D 152o - aufgefunden worden ist. Aus 
dieser Akte ergibt sich, daß über das Umzugsgut der 
Brau Dawson, bestehend aus 4 Kolli im Gesamtgewicht 
von 7o9 kg eine Abwesenheitspflegschaft eingerichtet 
worden war. Abwesenheitspfleger war Rechtsanwalt 
M.Simmonds. Das Umzugsgut ist im Juli 194-3 durch 
Feindeinwirkung vernichtet worden.

Damit steht fest, daß die Entscheidungen des 
Wiedergutmachungsamts vom 27.11.1951 and des Land­
gerichts Hamburg vom 4.4.1952 im Ergebnis richtig 
sind. Selbst wenn das Umzugsgut vom Deutschen Reich 
entzogen wäre, kann das Deutsche Reich im Rück­
er stattungsverfahren für den Verlust nicht haftbar 
gemacht werden, weil es kein Verschulden an seinem 
Untergang trifft,

/
Im Auftrag



OBERSTES ROCKERSTATTUNGSGERICHT

ZWEITER SENAT

In Sodien: intsch. Nr 504
VRß/WK,
5 TiV 521/52
1 VIK Ti/52 Hamburg

Gertrude 2AWSQE

vertreten durch«
United Beetitutica örganlaation
Hannover

g e « « »

MUJSCHgS B2ICK

vertreten durchs
0 he rf 1 nünad 1 r e kt Ion , 
liaaburg

Berechtigte und
Antragsteilerin

SilckeratattungB- 
pflichttger und 
Antragegegner

B&chpräfixng einer ^Gteetaeidang des ober- 
laadesgerichts HasBurg vojs 20. oktaber 
1954 auf Antrag der Berechtigten.

HMTgCilUrWC

Sie Berechtigte, die noch vor Xrlegsbeginn nach England aus- 
«anderte, versandte Anfang August 1939 einige Kisten alt Jaauge- 
gut durch einen Spediteur in Wien, ihre» damaligen Wohnsitz, nach 
Uanburg zur Verschiffung.

Lie Berechtigte hat dieserhalb Kückerstattungeanepr ehe gegen 
das Reich geltend gemacht. Sie trägt vor, die Kisten seien bereits 

nde August 1539 in Haaturg ungokonisen, aber von deutschen Behörden 
becci legnehat worden. Die Oberfinensdirektio« lieg «loh dahin ein, 
daB keine Unterlagen Uber die angebliche hntKiehung dee Uaxuga- 
gutes der Berechtigten vorlägen.

Barch Entscheidung vo« 27. Eoveaber 1951 wies 4ee Wicdergut- 
aaehungsaat bete Landgericht Hanburg den Anspruch »it der Begrün­
dung Zurek, deD eine ungerechtfertigte Äntslehung aeitenB des 
Seichee nicht schlüssig dargetan »erden sei. Lurch Beschluß



OBERSTES ROCKERSTATTUNGSGERICHT ZWEITER SENAT Seite: “ 2 “

vom 4. April 1952 wies die ^ladergutsaehungskasmer bels Landge­
richt Hawburg den Einspruch der Berechtigten ohne weitete Krallt- 
langen «urileit« Sie «sofortige Beschwerde der Berechtigten hierge­
gen wie» das uberlandesg»richt durch die angefochtene .Btscheidung 
suriek.

Kur« »ach Buatellung der Jüotacheidung dea überlandesgeriebts 
teilte die Oberfinnasdirektlen in Hamburg de» Gericht »it, daß 
nunmehr sine Akte über eine AbwsseBbeltspflogschsft für die be- 
reehtigte uufgefuhden worden sei« nach welcher das 'Jszagsgut 1« 
Juli 1945 durch Beindwi«Wirkung vernichtet wurde. Bi« uberfinans- 
dirtktion bat außerdem vörgetregen, daß äse neu» newelaalttel die 
■Richtigkeit der Eatsehaiduingen der Porinetaneen bestätige, denn 
seihet wann d*e uaaugagut ungerechtfertigt entsogen worden wäre, 
■beruhe sein Verlust nicht auf einen Verschulden de» Beiche».

per Senat genehmigte den Antrag der Berechtigten auf Sacn- 
priifung der £Btaeheidu®g des Oberleadeegeriehts. Al» Begründung 
für ihren Antrag auf Kachprüfuag dieser intwchaldung trägt die 
Berechtigte vor, es atene »«Baehr fest, daß die Aufklärung des 
Seebvsrhalts ungenügend gewesen, sei. Außerdem weist eie noehsals 
darauf hin, daß die Zerstdnmg des üasugegutec durch Teindeln- 
Wirkung, nicht ohne weitere« des« führen könne, das Saich von 
jeder Haftung au befrei«», «anal dl« hcchtagrundcats«, welche 
den Oberste häckerstattungsgaricht für die Britinohe Zone in der 
Sache umiYE (SEC/571 Teil 2 Seite 81) und ia der Sache PLAST 
(SBC/517 Teil 3 Seite 57) aufgeatellt habe, ansuwwnden seien.

Las Keich hat auf den SachprUfungBentrag nicht entgegnet. 
Per aacbprüiunßaantras bat Erfolg.

äeaüß Artikel 7 Abeata 4 Sat« 2 der b. Bure.führungwver- 
orduung (heufuaaung) «u« Geaet« 59 alud wir «raSchtigt, eine« 
bachprüfuagsant«« stattaug«b«n, wenn ein grober ’ehlspruch 
ergangen let. Es« Kelch hat neue Beweise vorgolegt, ou« denen 
auf eine ungerechtfertigt« BntBlehung geschlossen werden kann. 
5a di« i«at«e/<»Aduugen der Voriudtauaen auf der Annah.se beruhten, 
daß derartige Bewein« nicht exlatierten und di« Berechtigte
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kein Torwurf dafür trifft, da3 diese neuen B«w«lo»lttel den vor- 
inatanaen nicht vcrgelegt wurden, würde ec eine» groben »ehl- 
eprueh gleicht0»«®e, wenn dies» SnteeßeidUBger jetat nicht 
aufgehoben werden, damit di» neuen Bewei«® geprüft werden können.

Bi® Kauaer kbS die Kfruen Beweise wUrdA^er- und eansct; ent- 
aehelder, ob «ine ungerechtfertigte Entstehung de« ttezu&sgutes 
der Bereahtigten in Ban,bürg atterelchend bewiesen Ast. Luter 
andere«, wäre *u prüfen, ob sie Ärnennung des Abwee»ßkeit&~ 
pfleger® eine ungereohtfertigte /ottsiehuni, darstelit« o-er - 
feil» dl« Rasser die» verneint - ob das yagu^sgut dar Berechtig- 
ton au» V«rfolt;ang»grön.den des Beleb verfiel, ehe e® durch 
F»ind®lawlrkung «eraWrt wräe. Tlr verweisen die Kassar auf 
unser» EBtsoSwiöusg«» In Oer Sache X>g»IS (OBS/I1/745) und 
BBsms (oWXVW).

SS BAHER iWXOKMZTi

Die Entaohoidangen der äled«rgutKaclaiBgsäc«6aer a«sburg 
von 4. April 1 >52 unu des öber-landeageriohte Banburg 
von 20. Oktober i$54 werde» «ufgenoben.

Sie Sach« sind Aar weitere® Aurslärueg und neuen Snt- 
»chwidun^ ar di« gtu^isr suiHickwreifeseh.

Zia® sratattuBg auöergerlchtlioher Xoeton wird nicht asgeordnet.

Entschieden 12. iugtwt Wdö.

J. Aar« BOUJO

M.B.P. HERCHEtTBOBEH

P.P. FUCHS

B.A. ALTSANN

R.C. SWAOE

Für die Richtigkeit 
der Abschrift!
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1 Wik 79/1952

28. Sept. 1960

/2647

An den
Magistrat der Stadt Wien
- Abteilung für Standesämter - 
Wien I.
Rathaus

In der Rückerstattungssache
Gertrude Dawson gegen Deutsches Reich 

bitte ich um Beschaffung und Übersendung einer Geburtsurkunde 
der Antragstellerin, deren in den Akten angegebenen Personalien 
wie folgt lauten:

Gertrude Dawson, 
geboren in Wien am 25, Mai 1911. 

Der Bezirk ihrer Geburt ist nicht angegeben.

Die Urkunde wird für amtliche Zwecke benötigt, weil die Wieder- 
gutmachungskammer als Grundlage der Anwendung des Gesetzes 
Ur. 59 der brit. Militärregierung den Nachweis benötigt, dass 
die Antragstellerin einem während der Herrschaft des National­
sozialismus kollektiv verfolgten Personenkreis angehört. Sie 
hat vor der Auswanderung Mitte des Jahres 1959 in Wien 19, 
Neydhartgasse 2 gewohnt und hat, soweit festgestellt, die 
englische Staatsangehörigkeit besessen.

In dem anhängigen Verfahren macht sie Ansprüche aus Verlust von 
Umzugsgut geltend.

Soweit dem hiesigen Generalkonsulat bekannt, wurden während des 
Kaiserreiches die Standesamtsregister der israelitischen Wohn­
bevölkerung bei den Kultusgemeinden geführt; sofern eine andere 
Beurkundung des Geburtsfalles nicht zu ermitteln sein sollte, 
wird deshalb um Rückfrage bei der jüdischen Kultusgemeinde in 
Wien gebeten.

Dr. Warmbrunn 
Landgericht srat



UNITED RESTITUTION ORGANIZATION (URO)
Hannover ■ Klogesmarkt 10/11

Rhone: Hannover 17713/34

Please quote:
|m AntwQThchTBiben bitte Ohiugeben

An
1«
beim Landgericht

Hamburg

w SJ0^

A,Z»: 1 WIK 79/1952^
1/2 4T4(T --------

Hannover, den 28
Dr»Bl/He

Coble: UROCIA1MS,

Betr, t Rückerstattungssache Gertrude Dawson ,/o Deutsches 
Reich

Nachdem das Oberste Rückerstattungsgericht in Herford 
in der Entscheidung vom 12,8,196o - ORG/ll/538 - die Ent- 
scheidung=4ier Wiedergutmachungskammer in Hamburg vom 4,4» 
1952 und des Oberlandesgerichts in Hamburg vom 2o« Oktober 
1954 aufgehoben und die Sache an die Wiedergutmachungskammer 
in Hamburg verwiesen hat, ist das Verfahren fortzusetzen» 
Hierbei wird nunmehr die neue Rechtsprechung beachtet werden 
müssen, die sich im laufe der Jahre und insbesondere in der 
letzten Zeit entwickelt hat» Wir beziehen uns hierbei insbe­
sondere auf die Grundsätze des Obersten Rückerstattungsgerichts, 
welche in den Sachen Hurwitz - SRC/571 Teil 2 Seite 81 
Plaut — SRC/517 Teil 5 Seite 57 — und in der Sache Lewin 
- ORG/lX/745 - sowie in der Sache Hurwitz - ORG/ll/710 - 
entwickelt worden sind»

Der vorliegende Fall Dawson kann nach unserer Ansicht 
ohne weitere Beweisaufnahme entschieden werden, soweit es sich 
um den Grund des Anspruchs handelt« Lediglich wegen der Höhe 
des Anspruchs werden Beweise zu erheben sein«

Die Oberfinanzdirektion in Hamburg hat nämlich in dem 
Schriftsatz vom 5» 11 »1954 anerkannt, daß für das Umzugsgut 
der Frau Dawson, bestehend aus 4 Kolli im Gesamtgewicht von 
7o9 kg, eine Abwesenheitspflegschaft eingerichtet worden ist» 
Abwesenheitspfleger war Rechtsanwalt M, Simmonds» Das Umzugsgut 
ist im Juli 1943 durch Feindeinwirkung vernichtet worden. 

Die Einrichtung einer Abwesenheitspflegschaft ist nach 
der neueren Rechtsprechung als ungerechtfertigte Entziehung 
anzusehen. Liegt aber eine ungerechtfertigte Entziehung vor 
und ist das Umzugsgut erst im Juli 1943» also nach dem Inkraft—
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Inkrafttreten der 11. DVO zum REG vom 25» 1”!« 1941 vernichtet worden, 
dann kann sich das Deutsche Reich im Sinne des Art, 26 Abs. 2 
REG nicht mehr exkulpieren. Diese Rechtsansicht ist von dem 
Obersten Riickerstattungsgericht in den Entscheidungen HURWITZ 
- ORG/II/71O - und DEWIN - ORG/Il/745 - ausgesprochen.

Die Oberfinanzdirektion möge sich darüber äußern, ob sie den 
Anspruch dem Grunde nach anerkennt.

Was die Höhe des Anspruchs anbelangt, so werden weitere Aus­
führungen folgen.



WIEN
Hat rite lamt

>0/ Sefa. 11 - 2dOFiNGF»!
A 2400.60-8-9

ih rl AM Bülte/

DEUTSCHE GOLDDISKONTBANK
Nr. 2592/60 Ho/Br.

An das

Berlin - Grunev/ald, 
Hohenzoliemdamm 122 

Fernruf; 891711

den 30.Sept. 1960

Bankkonto:
Landesz&nt/albenk Hamburg Nr. 2/1102

Landgericht Hainbarg i 7^^
7/iedergutnachungskammer 1 J Z '‘‘«'X

W. Z^'
Hamburg 36 y
Sievekingplatz 1, Ziviljustizgebäude

Betr. : 1 Wik 79/1952
R.-Sache Gertrude Dawson gegen Deutsches Reich 
(Gertrude Dawson, früher Wien)

Bezug: dort. Schreiben vom 2S.9.196O

In den uns verbliebenen z.T. lückenhaften Akten über 
Umzugsgut-und ersatzlose Abgaben haben wir eine Zahlung für die 
Obengenannte nicht festgestellt.

he Golddiskontbank
7

U LLll^ OUnXQ wn ry-”» — —■ 

der Rrau Dawson bitten«

Der beeidete lat ri kelfuhr er:

1 Beilage
1V r.

MATRIKEL AMT
1 Schottcinrins No. 25

u

UfLc

2
Ausoeferfigt am, 
Ab '^s»ust./formlos 
am 2J>,M\6q-



ISRAELITISCHE KULTUSQEMEINDE
WIEN 

Matrikelamt

An das
Landgericht Hamburg^^ . 
Hamburg

Betrifft: 1 Wik 79/19 53

Das da. an den liagistrat der btadt Gien, - 
lang für Standesämter, gerichtetes Ansuchen 
Beschaffung und HeberSendung einer Geburtsur­
kunde für Gertrude Dawson, geboren 
23.5.1911 wurde dem gefertigten Amt zustän­
digkeitshalber zur direkten Erledigung ahg3 
treten.

Eine Gertrude Dawson scheint in unseren LLatri- 
ken nicht auf, hingegen am gleichen Tage der 
Geburtenfall einer Gertrude S c h r a m e k.

Von der Annahme ausgehend., dass der Harne Dawson 
möglicherweise nicht; der Mädchenname der in 
Rede stehenden Person ist.haben wir eine Ge­
burtsurkunde für '

Gertrude S c h r a m e k 
geb. 23.5.1911/953

ausgestellt, die wir hiemit in der Beilage 'über­
reichen.

Vir hoffen, dass wir damit das Richtige getan 
haben, Widrigenfalls wir um freundl. Rücksen­
dung sowie um Bekanntgabe des Uadchennaraens 
der Erau Dawson bitten.

1 Beilage

am .77.6(7



Ex offo!
Zur Vorlage bei 3ehörden

Geburtsurkunde

Israelitische Kultusgemeinde Wien Nr 953/ig]J j

------- -....- Gertrude Sohra m e k - - - - - _ ~ - - - 

w am eintausend neurmunderteil -

jn Wien 1^* Pelikangasse 15..— —..— — — — — — —..... ■* geboten.

Vater: Richard Schramek- ---------------

Mutter: ..... 2xi.e.ä.a..geborene ... Sohle Singer

Änderungen der Eintragung: ~ ——

O e o , den ... 20. Oktober

Der beeidete Mairlkellührer:

19 60

2 /[f üL

B jl Geburtsurkunde (eheliche Geburt)
V.rUg für iSmiliehen Jtandowmlsbedarf Oskar Höfels, Wien I, SeilersläHe 28



Phont: Hannover 17733^34

Hannover • Klagesmarkt 10/11

Cable: UROClAlMS, Hannover

lease quotet UK/D/4 

n An twqrti dl reiben bitte onZugeben

An die
Wiedergutmachungskammer 1 
beim Landgericht Hamburg
Hamburg

Hannover, den lO.Novemba«^^^ 
K Dr.Bl./'l’r.

s i J / / r-
6hv ^ambuhb^;

Zu: 1 WiK 79/1952

V erwaltungsamt 
für innere Restitutionen

@ Stadthagen,
Obern st raße 29 
Fernruf 735

4.November 196o

IV - 2655/60 RK - Allg.
Es wird gebeten, diesesCesdiäftszcichen und den 

k Gegenstand bei weiteren Schreiben anzugeben.

An
Landgericht Hamburg
Hiedergutmachungskammer 1
Hamburg 36 
Sievekingplatz 1
Betr.: Dertrude Dawson geb.23.5.1911 in Wien, fr.wohnh.Wien 19»

Neyhartgasse 2
Bezug: Ihr schreiben vom 3.10.60.- 1 WiK 79/52 -
In Erledigung Ihres 0.a.Schreibens wird mitgeteilt, daß unter 
den hier auf bewahrten Akten der ehern. Haupt treuhandstelle Ost 
und des ehern.Reichskommissars für die Behandlung feindl.Vermögens 
keine Unterlagen für die obengen.Geschädigte festgesteilt werden 
konnten.

englische Staatsangehörige.

Blatt 3 der Pflegschaftsakten enthält ein Schreiben der 
NSDAP Hamburg vom 4. Oktober 1943 (Gaurechtsberater an 
das Amtsgericht Hamburg) mit folgendem Wortlaut:

"Gegen die Übernahme des Amtes eines Abwesenheitspflegers 
für die Jüdin Gertrude Sara Dawson durch den RA Simmonds 
bestehen parteiseitig keine Bedenken.”

- 2 -



UNITED RESTITUTION ORGANIZATION (URO)
Hannovar . Klagesmarkt 10/11

Phone; Hannover 177 33/34 Cable: UROCLAIMS, Hannover

ease quote: UK/D/4
Antwortschreiben bitte □mugebsn

An die
Wiedergutmachungskammer 1 
beim Landgericht Hamburg
Hamburg

Hannover, den lO.Novemb 
1/ Dr.Bl./Tr.

. U 41 lo

0

(Ju
Zu: 1 WiK 79/1952

(iS

In der Rückerstattungssache
Gertrude Dawson Deutsches Reich

werden die Ausführungen in unserem Schriftsatz vom 28. Sep­
tember 1960 ergänzt, nachdem der Unterzeichnete die Pfleg­
schaftsakten 110 VIII D 1520 eingesehen hat.

1») Aus den Ermittlungsanfragen, die der Herr Berichterstatter 
nach Erlaß der Entscheidung des Obersten Rückerstattungs­
gerichts an verschiedene Stellen gerichtet hat, muß man 
entnehmen, daß der Versuch unternommen wird, die früheren 
Entscheidungen, welche das Oberste Rückerstattungsgericht 
aufgehoben hat, aus anderen Gründen zu rechtfertigen.

l Offenbar will man sagen, daß das Umzugsgut der Antrag­
stellerin nicht aus Verfolgungsgründen beschlagnahmt 
worden ist, sondern weil sie die englische Staatsange­
hörigkeit besessen hat.

Es ist verwunderlich, daß die Wiedergutmachungskammer 
nicht den Inhalt der Pflegschaftsakten in einem Geiste 
würdigen will, der dem Wiedergutmachungsgedanken entspricht 

2») Die Pflegschaftsakten zeigen mit aller Deutlichkeit, daß 
hier eine Verfolgungsmaßnahme durchgeführt worden ist, die 
sich gegen eine Jüdin gerichtet hat und nicht gegen eine 
englische Staatsangehörige.

Blatt 3 der Pflegschaftsakten enthält ein Schreiben der 
NSDAP Hamburg vom 4« Oktober 1943 (Gaurechtsberater an 
das Amtsgericht Hamburg) mit folgendem Wortlaut:

"Gegen die Übernahme des Amtes eines Abwesenheitspflegers 
für die Jüdin Gertrude Sara Dawson durch den RA Simmonds 
bestehen parteiseitig keine Bedenken."

- 2 -
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Hieraus geht ganz klar hervor, daß man gewußt hat, daß 
es sich um eine Jüdin handelt. Ihr wurde ja auch der 
Juden verordnete, zusätzliche Vorname Sara beigelegt»

Auf Blatt 2 der Pflegschaftsakten spricht die Oberfinanz­
direktion Y/ien in ihrem Schreiben vom 13. August 1943 an 
den Oberfinanzpräsidenten in Hamburg von

”verfallenem Vermögen der Frau Gertrude Sara Dawson”.

Hieraus ergibt sich, daß dieses Umzugsgut als dem Keich 
verfallen behandelt worden ist.

Auf Blatt 6 der Akten berichtet RA Simmonds unter dem 
10, Februar 1944 dem Amtsgericht Hamburg, daß das Umzugsgut 
der Frau Dawson nach einer telefonischen Mitteilung der 
Speditionsfirma Hugo Schirmer & Co. in Hamburg bei den 
Luftangriffen -^nde Juli 1943 verbrannt ist. Dann heißt 
es wörtlich weiter:

"Da es sich bei Frau Dawson um eine Jüdin handeln soll, 
so bestehen keinerlei Ansprüche auf Ersatzleistung 
gegenüber der zuständigen Feststellungsbehörde.11

Die Akten beweiseh also deutlich, daß das Umzugsgut der 
Frau Dawson als jüdisches Umzugsgut behandelt und für dem 
Reich verfallen erklärt worden ist. Da die Zerstörung 
durch Bomben erst Ende Juli 1943 erfolgt ist, also lange 
nach der 11. DVO zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 194L 
kann sich das Deutsche Reich nach der Rechtsprechung des 
Obersten Rückerstattungsgerichts in Herford nicht exkul­
pieren.

3.) Frau Gertrude Dawson ist Volljüdin. Ihr Mädchenname ist 
Schrame k.



1 WiK 79/52 E
g.

den 1 Okt. 1961
Die Geschäftssteiic

Z\Y Dieser Bese' 
f/S Hamburg.

Justizamtmann
Li»..'- •

andgericht Hamburg

Beschluß i'

In der Rückerstattungssache 

der Frau Gertrude D a w S 0 n

403 Clive Court, Mai da Vale

1
London W« 9

Antragst eilerin,

Prozeßbevollmächtigter: United Restitution Office,

Hannover, Kauibachstraße 23 - UK/d/4 -

gegen
'te

1)

ihr Finanzen

nanzdirektion

das Deutsche Reich

i/'
•J-

gesetzlich vertreten durch den Bundesminister

Verfahrensvertreterins Oberfi­

Hamburg, Hamburg 1$, Harvester-

huder Weg 14

Az«: 0 52W - D 88 - V 115 d (A

Antragsgegner,

hat die 1. Wiedergutmachungskammer des Landgerichts

Hamburg durch folgende Richter:

1) Landgerichtsdirektor Bergmann,

2) Landgerichtsrat Dr. Warmbrunn,

3) Gerichtsassessor Schmidt,

am

LG Zf’ (ZH) la 
h V.I 30 O00



- 2 -

am 24. November 1960. beschlossen;

1) Der Rückerstattungsonsnruch der

Antragstellerin wegen BntZiehung ihres Um 

zugs gut es wird ab d ewj o s en.

2) Die Entscheidung^geht gericht - 

kostenfrei; außergerichtliche Kosten werden 

nicht erstattet.

G r ü n d e

I.

Die Antragstellerin ist im Jahre 1 <59, 'ml sie 

aus rassischen Gründen verfolgt wurde, aus Wien 

ausgewandert und hat 4 Kisten mit Umzugsgut euren ~i?en 

Wiener Spediteur nach Hamburg zur Ver chiffung naca in l^nd 

schicken lassen. Sie hat das Umzugsgut nicht erhalten. Ihre 

auf diesen Sachverhalt gestützten Rückerstattungsansprüche 

■ ind von der Kammer durch Beschluß vom 4. April 1952 zur’c'- 
gewiesen worden^ Rehdern das Eans. Oberlandesgericht Kami 

die sofortige Beschwerde der Antragstell- <ia zurückgewiesen 

hatte, hat das Oberste Rückerstattvngs^ericht( zweiter Senat 

durch^n^öheiduxxg vom 12. August 1960 die VorentScheidungen 

aufge, die Sache zur weiteren Aufklärn:
neuen Entscheidung an die Kammer zurückAM^Qf^e^tBl. 50 - 52 

d.A.). Das Oberste Rückerstattungsgericht hat die Kammer in 

dieser Entscheidung angewiesen, die Pflegschaftsakte des 

Amtsgerichts Hamburg - 110 VIII D 1520 - zu würdigen und zu 

prüfen, ob das Umzugsgut der Antragstell..rin durch Ernennung 

des Abwesende!tsnf!egers entzogen worden oder kraft Gesetzes 

dem Reich verfallen war, ehe es durch Peindeseiawirkung zer­

stört wurde. Anc



Ans einer inzwischen ein./eho/ten A . Azmi t iez 

israelitischen Kultusgemeinde T:ien er ibt sich, daß die 

Eltern der Antragstellerin dieser Gemeinde an ehdrt haben. 

Die Antragstellerin besaß in den Jahren 1959 bis 1945 un- 
sfreitig die englische Staatsangehörigkeit.

Die Kanner hat die erwähnte Pflegecaaftsafte sun 
Gegenstand der mündlichen Verhandlung w: ■ ent. ^uf Jen In­

halt dieser Akte wird Bezug genommen.

II.

Auf Grund der vorliegenden neuen Beweismittel 
ist die Kammer zu der Überzeugung gelangt, daß der BIcker- 
stattungsanspruch der Antragstellerin unbegründet ist, 
weil ihr Umzugsgut zu keinem Zeitpunkt fS^r vom Deutschen H« 
entzogen worden war.

Aus der Pflegschaftsakte ergibt sich zwar, daß 
das Amtsgericht Hamburg an 24. September 1943 ein Verfahren 
zur Einsetzung eines Abwesenheitspflegers für die Antrag­
stellerin zwecks Wahrnehmung ihrer Interessen an dem 
bei der Spedition Hugo Schönsee & Co. lagernden Umzugsgut 
eingeleitet hat (Bl. 1 . Nachdem die NSDAP geg; die über-
n&hme des Amtes des Abwesenheitspflegers durch Rechtsanwalt 
Simmonds keine Bedenken erhoben hatte (Bl. 5), hat das 
Amtsgericht am 19. Oktober 1945 diesen Pfleger bestellt (31.4) 
Mit Schreiben von 10. Februar 1944 hat jedoch der Pfleger 
dem Amtsgericht mitgeteilt, er hAbe von der So ditionsfirma 
erfahren, daß das 3 esamte Umzugsgut der Antragstellerin bei 

Cnde Jo(,i 1943 verbrannt sei.

Hieraus ergibt sich zweifelsfrei, daß das
Ui^zu spät



Umzugsgut der Antragstellerin von dem Pflegschaftsverfahren 

nicht mehr erfaßt worden ist; denn es war bereits bei Ein­

leitung des Verfahrens vernichtet. Es braucht daher nicht 

entschieden zu werden, ob die Einsetzung des Pflegers Simmond 

in diesem Pall eine Entziehungshandlung dargestellt hätte. 

Das Umzugsgut der Antragstellerin ist dem Deutschen Reich 

auch nicht kraft Gesetzes verfallen gewesen; denn die 

Antragstellerin hat während des Krieges die englische Staats­

angehörigkeit besessen, so daß der in § 3 der 11. VO zum 

Reichsbürgergesetz angeordnete. Verfall des Vermögens aller 

aus gewanderten deutschen und staatenlosen Juden das Vermögen 

der Antragstellerin nicht betroffen hat.

Das von der Vertretung der Antragstellerin zitierte 

Schreiben des Oberfinanzpräsidenten Wien/Niederdonau vom 13. 

August 194J- (Bl. 2 der Pflegschaftsakte), gibt zu keiner 

abweichenden Beurteilung Anlaß, denn der Passus: "Betrifft: 

Verfallenes Vermögen der Gertrude Sara Dawson”, bedeutet 

nicht, daß das Vermögen der Antragstellerin als verfallen 

behandelt worden ist, sondern stellt hur ein Stichwort 

dar, unter dem der örtlich und sachlich zuständige Oberfinanz­

präsident geprüft hat, ob das Vermögen der Antragstellerin un* 

ter die 11. VO zum RBG gefallen ist. Diese Drage hat er je­

doch in dem genannten Schreiben ausdrücklich verneint.

Das Umzugsgut der Antragstellerin ist auch nicht 

durch den^den Parteivertretern bekannten Erlaß des Reichs­

sicherheitshauptamte s vom 16. Januar 1941 beschlagnahmt wor­

den. Mit diesem Erlaß hat die Gestapo alle in Hamburg lagern­

den Umzugsgüter deutsch-jüdischer Auswanderer beschlagnahmt.
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Ler Kammer ist aus Bl. 4 der Generalakte 913 -3c- Bd. 1

I des Hans. Oberlandesgericht$ bekannt, daß diese Maßnahme ein 

"Vorspiel” für die bereits damals geplante allgemeine Ein­

ziehung des gesamten inländischen Vermögens jüdischer Aus­

wanderer dargestellt hat, die durch die 11. VO verwirklicht 

worden ist. Bas ergibt sich auch daraus, daß nach diesem Er­

laß diejenigen Umzugsgüter von der Beschlagnahme ausgenommen 

waren, deren Eigentümer sich noch in Deutschland aufhielten. 

Auch diese Ausnahme entspricht der durch die 11. VO ge­

schaffenen späteren Rechtslage. Schließlich ist der Kammer 

aus Bl. 22 f der genannten Generalakte bekannt, daß die Ge­

stapo im Rahmen der Durchführung der allgemeinen Beschlag­

nahme Wert darauf legte, daß sorgfältig geprüft wurde, ob 

der Eigentümer wirklich ein deutscher Jude sei. Das Vermögen 

ausländischer Juden, also auch dasjenige der Antragstellerin, 

ist mithin auch von diesem Erlaß nicht betroffen worden 

und somit zu keinem Zeitpunkt der Antragstellerin vom 

Deutschen Reich entzogen gewesen.

Zu einer von der Regelung des Art. 63 BEG abwei­

chenden Kostenentscheidung besteht kein Ani aß-



UNITED RESTITUTION ORGANIZATION (URO)

Phönej Honnoyer 1 77 33/34

Piease quote: UK/D/4
Im Antwortschreiben bitte aniugeben

Hannover ■ Klagesmarkt 10/11

Einschreiben

An die
Wi ede rgutmachungskamme r 1 
beim Landgericht Hamburg
Hamburg Zu ; 1 WiK 7^/52 E

In der Rückerstattungssache

der Frau Gertrude Dawson geb. Schramek, 
40J, Clive Court, Haida Vale, London W. 9, England

Antragstellerin»

Bevollmächtigte: United Restitution Organization, 
Hannover, Klagesmarkt 10/11,

gegen

das Deutsche Reich, gesetzlich ver­
treten durch den Bundesministei- für Finanzen, Ver- 
Fahrensvertreterin: Oberfinanzdirektion Hamburg, 
Hamburg 15, Harvestehuder Weg 14 - 0 5210-D 88-V 115 d -

ab M4. (L.uu«: .YAntra^sgegner,
FT

legen wir namens der-£htragsteilerin gegen den
Beschluß der Wiedergutmachungskammer 1 beim Landgericht 
in Hamburg vom 24. November 1960, Az.: 1 WiK 79/52 E -
Z 4140, zugestellt am 14.

sofortige 
ein.

Dezember 1960 , 

Beschwerde

Zur Begründung führen wir folgendes an:

1») Die Begründung, die die Kammer für die Abweisung des 
Rückerstattungsanspruchs gibt, zeigt deutlich, daß das 
Gericht sich nicht über die Methoden klar geworden ist, 
die im 5. Reich angewendet worden sind, um den Raub 
jüdischen Eigentums zu ermöglichen.

Gerade die Akten des Oberlandesgerichts in Hamburg über 
die Einrichtung von Pflegschaften zeigen deutlich, daß

- 2 ~
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auch die Einrichtung von Pflegschaften für das Umzugs- 
gut "feindlicher Ausländer" nichts weiter gewesen ist, 
als eine Formulierung für die Beschlagnahme von jüdischem 
Eigentum»

Wir bitten den Senat, die alten Akten des OLG betreffend 
Pflegschaften zu lesen.

2 .) Die Antragstellerin ist Volljüdin. Dies haben wir aus­
führlich in der ersten Instanz vorgetragen»

Die Kammer vermeidet aber merkwürdigerweise eine klare 
Feststellung in diesem Punkt und begnügt sich damit, 
auf Seite 3, 1. Absatz des angefochtenen Beschlusses 
zu sagen, daß die Eltern der Antragstellerin der 
Israelitischen Kultusgemeinde in Wien angehört haben.

3 .) Die Antragstellerin wurde von den Behörden als Jüdin 
behandelt, weil sie sich den zusätzlichen Vornamen Sara 
beilegen mußte. Wäre sie als Engländerin behandelt worden, 
oder wäre auch nur bekannt gewesen, daß sie die britische 
Staatsangehörigkeit besaß, so hätte sie nicht den Namen 
Sara führen müssen und wäre auch nicht in den amtlichen 
Schriftstücken, die in den Pflegschaftsakten enthalten 
sind, als Jüdin Gertrude Dawson bezeichnet worden.

4 .) Es kann doch bei einer richtigen und lebenswahren 
Würdigung des Sachverhalts nicht bezweifelt werden, daß 
die Behörden in Wien die Antragstellerin aufgrund ihrer 
jüdischen Abstammung als Jüdin behandelt haben und daß 
dementsprechend auch mit ihrem Umzugsgut verfahren 
worden ist.

Das Umzugsgut wurde als verfallenes Vermögen behandelt 
und zwar offenbar schon aufgrund des Erlasses des Reichs­
sicherheitshauptamtes vom 16. Januar 1941. Wäre dies 
nicht so, so würde in dem Brief der Oberfinanzdirektion 
'Wien vom 13.8.1943, der sich in den Pflegschaftsakten 
befindet, nicht von "verfallenem Vermögen" der Jüdin 
üara Dawson die Bede sein.

Offenbar hat man erst Jahre nach der Beschlagnahme auf­

- 3 -
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grund des Erlasses vom 16. Januar 194^ und zwar erst 
in Jahr 1943, herausgefunden, daß die Antragstellerin 
die englische Staatsangehörigkeit besessen hat und 
hat dann ein anderes Verfahren einschlagen wollen, 
nämlich die Bestellung eines Abwesenheitspflegers.
0u der Zeit, als man diese Maßnahme einleitete, war 
aber das Umzugsgut längst beschlagnahmt und damit 
ungerechtfertigt entzogen.

5«) Es wird ausdrücklich bestritten, daß bei der Durch­
führung des Gestapo-Erlasses vom 16. Januar 1941, der 
die Beschlagnahme aller in Hamburg lagernden Umzugsgüter 
jüdischer Auswanderer zum Gegenstand hatte, die schwierige 
Frage geprüft wurde, welche Staatsangehörigkeit der 
jüdische Auswanderer hatte, ob er die deutsche Staats­
angehörigkeit oder eine andere besessen hat.

6 .) In dem Schreiben des Pflegers vom 10. Februar 1944 
(Blatt 6 der Pflegschaftsakte) wird berichtet, daß 
keinerlei Ansprüche auf Ersatzleistung gegenüber der 
zuständigen Peststellungsbehörde beständen, da es sich 
bei Frau Dawson um eine Jüdin gehandelt haben sollte. 
Wegen der jüdischen Eigenschaft der Eigentümerin wurde 
also eine Ersatzleistung verweigert. Jetzt will die 
Kammer die Ersatzleistung verweigern, weil es sich um 
eine Engländerin gehandelt haben soll.

Wir beantragen

1) festzustellen, daß der Rückerstattungsanspruch dem 
Grunde nach gerechtfertigt ist,

2) die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung 
an eine der Wieder gut machungskammern in Hamburg, aber 
nicht an die Wiedergutmachungskammer 1 zurückzuverweisen.
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Oberfinanzdirektion Hamburg 

- D 88 BV 42/421 -
(24a) Hamburg 13, den 20 , Pebr .

Harvestehuder Weg 14
Poatfnd)
Te!. 441291 / App. 41

: Magd ale ne ns t r. 64 a+b

An das
Hanseatische Oberlandesgericht

5. Zivilsenat
H a tri b u. r g 56
Sievekingplatz ( mit 2 begl.3v.rchschritten )

In der Rückerstattungssache

5 WiS 13/61 
TW W5T E

Lawson ./. Leutsehes Reich
( URO ) U / ( ORB Hamburg )

^«-,24. Fsb/961
■wird beantragt,

die sofortige Beschwerde der Antrogstellerin 
vom 27.^.1961 gegen den Beschluss des Landgerichts 
Hamburg, 1. Wiedergutmachungskammer, vom 24 .#.1960 
als unbegründet zurückzuweisen.

Lie Y/iedergutmachungskammer hat den Rückerstattungsanspruch zu 
Rech^a&gewiesen, weil das beanspruchte Umzugsgut der Antrag­

stellerin zu keinem Zeitpunkt vom Deutschen Reich entzogen worden 
ist. Lie Antragstellerin besaß nach den Feststellungen der 
Wiedergutmachungskammer von 1939 - 1945 die engl. Staatsangehörig­
keit. Daraus folgt, dass ein Vermögensverfall nach § 3 der 
11. VO zum R«^ nicht eingetreten sein kann; das Umzugsgut konnte 
ebenfalls nicht von dem bekannten Erlass des Reichssicherheits­
hauptamtes vom 16.1.1941 erfasst werden. Es ist vernichtet worden, 
bevor das Pflegschaftsverfahren eingeleitet worden ist. Lie Kammer 
brauchte deshalb nicht mehr zu prüfen, ob die Einsetzung eines 
Pflegers möglicherweise eine Entziehung dareteilt.

Die Ausführungen in der Beschwerdebegründung sind bei dem von der 
Kammer festgestellten Sachverhalt nicht überzeugend. Es ist 
sicherlich richtig, dass die Antragstellerin von den damaligen 
Machthabern als Jüdin behandelt worden ist. Sie ist aber nicht 

als deutsche Jüdin behandelt worden. Es ist bekannt - insbesondere 
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aus den Vorgängen, die über die damals erfolgte Einsetzung 
von Abwesenheitspflegern für Umzugsgüter erhalten geblieben 
sind - dass die Behörden in der damaligen Zeit aus furcht 
vor Repressalien bei der Prüfung der Voraussetzungen der 
11, VO zum RBG sehr genau vorgingen. Dass das auch in diesem 
Rall geschehen ist, beweist die spätere Einsetzung des 
Rechtsanwalts Simmonds als Abwesenheitspfleger.

Der sofortigen Beschwerde muss d.E, der Erfolg versagt 
bleiben.

( rolack ) 
Regierungsrat

Im Auftrag



HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

- b- Zivilsenat -

5 WiS 15/1961

1 WiK 79/1952

Beschluß

In der Wiedergutmachungssache

der Frau Gertrude Dawson geb. Schramek,
405 Clive Court, Maida Vale, London W. 9, 
Bevollmächtigte: United Restitution Office, 
Hannover, Kauibachstraße 25,
- UK/d/4- -, Antragstellerin,

Be s c h we r de f üh r e r i n,
gegen

das Deutsche Reich, 
gesetzlich vertreten durch den 
Bundesminister der Finanzen,
Verfahrensvertreterin: Oberfinanzdirektion Hamburg, 
Hamburg 15, Harvestehuderweg 14,
Az.: 0 5210 - D 88 - V 115 d Antragsgegner,

hat das Hanseatische Oberlandesgericht zu Hamburg, 5. Zivil­
senat, am 2?. Februar 1961 durch die Richter

Vizepräsident Dr. Vogler, 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Unglaube, 
Oberlandesgerichtsrat Dammann

beschlossen:

OLG ZP 15
I O OÖO 10 ^0
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Die sofortige Beschwerde der An­
tragstellerin gegen den Beschluß des 
Landgerichts Hamburg, 1. Wiedergutma­
chungskammer, vom 24. November 1960 
wird zurückgewiesen.

In der Beschwerdeinstanz werden 
Gerichtskosten nicht erhoben und außer­
gerichtliche Kosten nicht erstattet.

Gründe ;

1. Die jüdische Antragstellerin, die britische 
Staatsangehörige war, wanderte wegen der Verfolgung ihrer 
Rasse von Wien nach England aus. Ihr Umzugsgut wurde in 
4 Kisten verpackt (709 kg) und nach Hamburg transportiert. 
Für Transportkosten entrichtete sie rm 1.000,--.

2. Sie hat Schadensersatz für ihr Umzugsgut und 
die Transportkosten gefordert. In ihrer eidesstattlichen 
Versicherung vom 14. Dezember 1950 (Bl.8) hat sie die Zu­
sammensetzung des Umzugsgutes und dessen wert mit RM 
5-500,— angegeben. Sie hat ausgeführt, die Kisten seien 
nach Hamburg gelangt, aber in England nicht angekommen. 
Daraus gehe hervor, daß ihr Umzugsgut vom Deutschen Reich 
entzogen worden sei.

Durch Beschluß des Wiedergutmachungsamtes beim Land­
gericht Hamburg vom 27- November 1951 ist der Anspruch als 
unschlüssig abgewiesen worden. Der dagegen eingelegte Ein­
spruch der Antragstellerin ist durch Beschluß des Landge­
richts Hamburg, 1. Wiedergutmachungskammer, vom 4. April
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1952 zurückgewiesen worden. Ihre sofortige Beschwerde ist durch 
Beschluß des erkennenden Senats vom 20. Oktober 1954 (5 wiS 
521/52) zurückgewiesen worden.

Danach ist die Pflegschaftsakte 110 VIII D 1520 ermittelt 
worden, die u.a. folgendes ergibt: Das Umzugsgut der Antragstel­
lerin lagerte in Hamburg bei der Speditionsfirma Hugo Schönsee & 
Co. am Sandtorquai. Im September 1945 wurde eine Abwesenheits­
pflegschaft eingerichtet. Der als Pfleger eingesetzte Rechtsanwalt 
M. Simmonds stellte jedoch fest, daß das Umzugsgut infolge eines 
Luftangriffs Ende Juli 1945 vernichtet worden war.

Auf den inzwischen eingelegten Nachprüfungsantrag der An­
tragstellerin sind durch Entscheidung des ORG vom 12. August 1960 
(ORG 11/558) di® Beschlüsse der Kammer und des erkennenden Senats 
aufgehoben worden; die Sache ist zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung an die Kammer zurückverwiesen worden.

5- Die Antragstellerin hat nunmehr ausgeführt, die Ein­
richtung der Abwesenheitspflegschaft sei als ungerechtfertigte 
Entziehung anzusehen. Die Pflegschaftsakte zeige deutlich, daß es 
sich um eine Verfolgungsmaßnahme gehandelt habe, die sich gegen 
eine Jüdin und nicht gegen eine britische Staatsangehörige ge­
richtet habe, insbesondere sei die frühere NSDAP bei der Einrich­
tung der Pflegschaft hinzugezogen worden. Der Antragstellerin sei 
auch der Vorname Sara bei gelegt worden. Ferner habe der Oberfi­
nanzpräsident Wien in seinem Schreiben an den Oberfinanzpräsi­
denten Hamburg vom 15- August 1945 von dem "verfallenen vermögen 
der Frau Gertrude Sara Dawson" gesprochen. Auch der Pfleger 
Rechtsanwalt Simmonds habe in seinem Schreiben an das Amtsgericht 
vom 1,0. Februar 1944 berichtet, es bestünden keinerlei Ersatzan­
sprüche gegenüber der Feststellungsbehörde, weil Frau Dawson 
Jüdin sein solle. - Hinsichtlich der Vernichtung des Umzugsgutes 
könne das Reich sich nicht exkulpieren.
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Durch Beschluß des Landgerichts Hamburg, 1. Wieder­
gutmachungskammer, vom 24. November- !Q60 ist der Anspruch 
erneut abgewiesen worden. In den Gründen wird u.a. ausge­
führt; Das Umzugsgut sei zu keinem Zeitpunkt vom Deutschen 
Reich entzogen worden. Es sei schon vor Einrichtung der 
Abwesenheitspflegschaft vernichtet worden, so daß cs nicht 
darauf ankommc, ob diese eine Entziehung dargcstellt hätte, 
Das Gut sei auch nicht kraft Gesetzes dem Reich verfallen. 
§ 3 der ll.DVO zum Reichsbürgergesetz habe den Vermögens­
verfall nur bei deutschen und staatenlosen ausgewanderten 
Juden angeordnet, also die Antragstellerin als britische 
Staatsangehörige nicht betroffen. Der in dem Schreiben des 
Oberfinanzpräsidenten Wien vom 13. August 194;. enthaltene 
Passus "Verfallenes vermögen der Gertrude Sara Dawson" be­
deute nicht, daß ihr Vermögen als verfallen behandelt wor­
den sei, sondern sei nur ein Stichwort, unter welchem der 
zuständige Oberfinanzpräsident geprüft habe, ob ihr vermö­
gen unter die ll.DVO zum Reichsbürgergesetz falle. Das aber 
sei nach dem weiteren Inhalt des Schreibens ausdrücklich 
verneint worden. Das Umzugsgut sei auch nicht durch den Er­
laß des Reichssicherheitshauptamtes vom 16. Januar 1041 er­
faßt worden, weil dieser sich ebenfalls nur gegen deutsche 
ausgewanderte Juden gerichtet habe. Damals sei stets sorg­
fältig geprüft worden, ob Eigentümer der Güter wirklich 
deutsche Juden seien. Das Gut von ausländischen Juden sei 
nicht betroffen worden.

4. Die Antragstellerin hat am 28. Januar 1961 so­
fortige Beschwerde eingelegt.

Sie führt aus, die Kammer verkenne die Methoden, 
die vom Reich angewandt worden seien, um den Raub Jüdi­
schen Eigentums zu ermöglichen. Die Generalakten des ober-
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landesgerichts ergäben, daß die Einrichtung von Pflegschaften für 
das Umzugsgut "feindlicher Ausländer1' die Beschlagnahme Jüdischen 
Eigentums bezweckt habe. Die Antragstellerin sei nicht als briti­
sche Staatsangehörige, sondern als Jüdin behandelt worden. Sie ha­
be sich den Vornamen Sara beilegen müssen und sei in den amtlichen 
Schriftstücken als Jüdin bezeichnet worden. Dementsprechend sei 
ihr- Umzugsgut - und zwar schon auf Grund des Erlasses des Reichs- 
sicherheitshauptamtes vom 16.1.1941 - als verfallenes vermögen 
behandelt worden. Damals sei die schwierige Frage, welche Staats­
angehörigkeit ein ausgewanderter Jude gehabt habe, gar nicht ge­
prüft worden. Erst später - 19^5 - habe man festgestellt, daß die 
Antragstellerin britische Staatsangehörige sei; daraufhin habe 
man ein anderes verfahren eingcsehlagen und die Abwesenheitspfleg­
schaft eingerichtet. Nach der Vernichtung des Gutes sei eine Er­
satzleistung verweigert worden mit der Begründung, sie sei Jüdin; 
jetzt wolle man ihren Anspruch abweisen, weil sie Engländerin sei.

Die Vertreterin des Antragsgegners tritt den Gründen des 
angefochtenen Beschlusses bei und führt aus, die Antragstellerin 
sei von den damaligen Machthabern zwar als J^din, aber nicht als 
deutsche Jüdin behandelt worden. Die Behörden seien - aus Furcht 
vor Repressalien - bei Prüfung der Voraussetzungen der 11.DV0 zum 
Reichsbürgergesetz sehr genau vorgegangen. Das beweise hier die 
spätere Einrichtung einer Abwesenheitspflegschaft.

5. Die sofortige Beschwerde ist nach Art.bo Abs.2 REG 
zulässig, sie ist sachlich nicht gerechtfertigt.

Die Vorinstanz hat ohne Rechtsirrtum entschieden, daß das 
Umzugsgut der Antragstellerin vom Reich nicht entzogen worden ist. 
Zutreffend hat dahingestellt bleiben können, ob die im September 
1945 eingerichtete Abwesenheitspflegschaft eine ungerechtfertigte 
Entziehung oder deren Beginn dargestellt hat, denn das Umzugsgut
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war schon vorher Ende Juli 1943 infolge eines Luftangriffs 
vernichtet worden. Der Antragstellerin kann nicht darin 
zugestimmt werden, daß ihr Gut durch den Erlaß des Reichs­
sicherheitshauptamtes vom 16.1.1941 beschlagnahmt worden 
sei. Dieser Erlaß erfaßte nur die Güter von ausgewanderten 
deutschen Juden und ordnete sogar ausdrücklich an, daß die 
Güter von noch in Deutschland wohnenden Juden von der Be­
schlagnahme ausgenommen, den Eigentümern auf Verlangen aus­
zuhändigen oder ordnungsgemäß unterzubringen seien. Die 
Güter von Juden ausländischer Staatsangehörigkeit wurden 
nicht betroffen. Die präge der Staatsangehörigkeit der An­
tragstellerin konnte durch eine Nachfrage in Wien leicht 
geklart werden. Dafür, daß tatsächlich ihr Umzugsgut nicht 
erfaßt wurde, spricht entscheidend die Tatsache, daß die 
Beschlagnahme und Versteigerung der im Hamburger Freihafen 
lagernden Umzugsgüter der deutschen und später auch der 
staatenlosen Juden, zunächst auf Grund des Erlasses des 
Reichssicherheitshauptamtes vom 16.1.1941 und später- auf 
Grund der 11.DV0 zum Reichsbürgergesetz vom 25.11.1941 - 
auch zum Zwecke der aus Luftschutzgründen notwendigen Räu­
mung des Hafens von feuergefährlichen Gütern - im wesent­
lichen Ende 1942 beendet war, daß das Umzugsgut der An­
tragstellerin jedoch weiterhin im Freihafen verblieb, selbst 
nachdem die Beschlagnahmeaktion gegen Umzugsgüter von 
Juden durch die 11.DV0 zum RBG vom 25.11.1941 eindeutigen 
Verfolgungscharakter angenommen hatte, stellte der Ober­
finanzpräsident Wien in seinem Schreiben an den Oberfi­
nanzpräsidenten Hamburg vom 13- August 1945 ausdrücklich 
fest, daß die Antragstellerin "Angehörige des englischen 
Staates sei und die ll.DVO zum RBG auf sie keine Anwen­
dung finde". Daß ihr trotzdem - wie die vorhandenen Unter­
lagen ergeben - der Vorname Sara beige legt worden ist.
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ist zwar eine Verfolgungsmaßnahme gewesen; daraus folgt aber nicht 
die Beschlagnahme ihres Umzugsgutes.

Die Kostenentscheidung beruht auf Art.6? REG. Die Voraus­
setzungen für eine Kostenanordnung auf Grund § 7 3-1 der 2.Aus­
führungsverordnung zum REG liegen nach der Auffassung des Senats 
nicht vor.

Unglaube Dammann

He.

Vogler

YY. j Justizassirtent
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

Hanseatischen Oberiaudesgeiichtt

Je eine Aurf. ab am 
/l. 1*110

Ji? 6
7 j'. ~ G äA

mit Q: bezw. Zu«t Urik. 
Je zwei Abschr. ab an 

"TO f. d. Akte
Wrdergutm. K. b. d. LG. Hhg.

'^c) Wiedergutm. Am’ b. d. L. G. rS 
* d) Zentralamt Bad Nenndorf (begL) 

-"ej OLGRat Der -«m
-TTKeebrsamt Hbg. Rafhaas.
Je eine Abschr. ab an 

^gj OLGRat Dr.
Ux. ----- . .

TT RA. Dr. Stoecker, Düsseldorf—
■RJ Aiiwahsverein Hbg. — e. N. — 
t^TGrundbuchamt ....

‘■'''m) Amt f. Vnm. Kontr.

13. APR:i961



UNITED RESTITUTION ,ORGANIZATION (URO)

Phone; Hannover 1 77 33/34

Please quote: UK/D/4 
In' Antwortsdireiben bitte anzugebeo

An das 
Hanseatische Ober
- 5. Zivilsenat -

Hamburg

Cable; U ROCCA IMS, Hannov«,

Hannover, den 1, März 1961 
Dr.Bl./Tr.

Zu; g WiS 13/61
1 WiK 79/52 E

In der Rückerstattungssache /
Dawson ,/. Deutsches Reich 1 /

ZinA -2. Mrz. 1961 Mi
wird auf den Schriftsatz der Oberfinanzdirektion Hamburg ’ 
vom 20» Februar 1961 folgendes erwidert:

Die Ausführungen sind lebensfremd. Als das Umzugsgut be­
schlagnahmt wurde, haben die Behörden offenbar nicht ge­
wußt, daß die Antragstellerin die englische Staatsange­
hörigkeit besaß. Sie haben nur gewußt, daß sie eine Jüdin 
war und haben dementsprechend gehandelt. Wer die Akte 
mit offenen Augen liest, kann zu keinem anderen Schluß 
kommen. Alles was jetzt über die englische Staatsangehörigkeit 
gesagt und daraus gefolgert wird, ist eine nachträgliche, 
theoretische Konstruktion.

Wir möchten nur nochmals auf das Schreiben des Pflegers 
vom 10. Februar 1944 auf Blatt 6 der Pflegschaftsakte
verweisen.

%



OBERSTES RÜCKERSTATTUNGSGERICHT 
- ZWEITER SENAT -

Geschöflsstelle
Az.: ORG/II/ ß/269

^Wlwm’S
fp. TI.IGS j-A-nEINSCHREIBEN V; . J “

-   —   in H A M H11 h l’ A,

United Restitutic^z4w-
Organization

SUPREME RESTITUTION COURT 
- SECOND DIVISION -

I lerford (WestfJ,
Rolbaus • Tel. 2974

Neue Anschrift: Berliner Str. 10

den 10. Oktober 1961

Hannover 
fclägesmarki 1Ö/l1

nety.; liückeratattunga sache Dawson ./. Deutsches eich

Ihr Gesuch vom 6. Juni 1961 um Genehmigung gemäß Artikel 7,
Aba. 2, der 6. Durchführungsverordnung (Neufassung) zum Gesetz 59 
zum Hinreiohen eines Antrages auf Nachprüfung des Beschlusses 
des Oberlandesgerichta Hamburg vom 27. Februar 1961 durch das 
Oberste kückerstattungsgericht hat dera Gericht vorgelegen.

Es wird Ihnen mitgeteilt, daß das Gericht mit Beschluß vom
9. Oktober 1961 das Ge

IW

Durchechrltt an;
überfinanzdirektion
H a a b u r g 13
MegdalenenatraBe 64 »+b
Zu; - D 88 - UV 42/421 <

HERFORD

um Genehmigung abgelehnt hat

r( Ä^sohäftastellenleiter

(«.Bietsch)

H

An di«
Geeohäftaeteile des 
0 berlande agt rlcht»
Hamburg
Zui 5 US 13/1961

/n die
Geschäftsstelle der 
liodergutasohungskamer 
bei dem Landgericht _
Hamburg
Anlage; 1 Bd, Akten 1 UiK 79/52
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